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Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Ausgabe April 2017 

I. Was uns unterscheidet

1. Kein Gewinnstreben
Die Freie Gemeinschaftsbank ist nicht gewinnorien-
tiert, weder für sich selbst noch für ihre Geldgeben-
den. Die Freie Gemeinschaftsbank arbeitet kostende-

ckend. Ein entstehender Gewinn wird hauptsächlich
dazu verwendet, notwendige Wertberichtigungen und
Rückstellungen zu bilden.

2. Transparenz
Die Freie Gemeinschaftsbank veröffentlicht in ihrem

Geschäftsbericht jeweils die Namen ihrer Kreditneh-
menden und informiert in der Kundenzeitung und
dem Jahresbericht über ihre Arbeit.

3. Kreditpolitik
Die Freie Gemeinschaftsbank finanziert vor allem
Menschen, Initiativen und Unternehmen, die sich in

den Dienst von Mensch und Umwelt stellen.

4. Freie Zinswahl
Jede Kundin und jeder Kunde kann selbst – bis zu ei-

nem von der Freien Gemeinschaftsbank festgesetzten
Maximalzinssatz – frei wählen, zu welchem Zinssatz
ihre bzw. seine Guthaben verzinst werden, je nach

den individuellen Möglichkeiten und Bedürfnissen.

5. Verwendungsbereich
Die Kundin oder der Kunde kann auf dem Kontover-
trag angeben, für welchen Kreditbereich ihre bzw.
seine Einlage verwendet werden soll. Die Freie Ge-

meinschaftsbank kann die Einlagen in anderen Kre-
ditbereichen verwenden als von der Kundin oder dem
Kunden gewünscht, falls in den betreffenden Berei-
chen nicht genügend Kreditbegehren vorliegen. Die
Freie Gemeinschaftsbank wird in ihrem Geschäftsbe-
richt bekannt geben, wie viele Einlagen im abgelau-
fenen Geschäftsjahr für die verschiedenen Kreditbe-

reiche zur Verfügung standen.

6. Treuhanddarlehen
Die Freie Gemeinschaftsbank vermittelt Treuhand-
darlehen zwischen Geldgebenden und Geldnehmen-
den. Das Risiko bei vermittelten Darlehen trägt
grundsätzlich die Darlehensgeberin oder der Darle-

hensgeber. Die Freie Gemeinschaftsbank ist zur Sorg-
falt verpflichtet und haftet nur bei eigenem grobem
Verschulden.

II. Allgemeine Bedingungen

Art. 1 Verfügungsberechtigung 
Es gilt bis zum schriftlichen Widerruf ausschliesslich 
die der Freien Gemeinschaftsbank schriftlich bekannt 
gegebene Unterschriftsregelung ohne Rücksicht auf 

anderslautende Handelsregistereinträge und Veröf-
fentlichungen. Weitere zu beachtende gesetzliche 
Vorschriften (z. B. beim Erreichen der Volljährigkeit) 
bleiben vorbehalten. 

Art. 2 Unterschriftenprüfung, Legitimation 

Schäden, die durch mangelhaften Ausweis über die 
Verfügungsberechtigung oder durch Fälschungen ent-
stehen, trägt die Kundin oder der Kunde, ausser wenn 
die Freie Gemeinschaftsbank die geschäftsübliche 
Sorgfalt verletzt hat.  

Art. 3 Mangelnde Handlungsfähigkeit 

Die Kundin oder der Kunde trägt den Schaden, der 
aus mangelnder Handlungsfähigkeit ihrer bzw. seiner 
Person oder Dritter entsteht, es sei denn, die Hand-
lungsunfähigkeit ist der Freien Gemeinschaftsbank 

schriftlich mitgeteilt worden. 

Art. 4 Korrespondenz 

Mitteilungen der Freien Gemeinschaftsbank erfolgen 
an die Versandadresse gemäss dem Vertrag Kontoer-
öffnung. Adressänderungen müssen der Freien Ge-
meinschaftsbank schriftlich mitgeteilt werden. 

Die Kundin oder der Kunde kann die Versandhäufig-

keit der Kontobelege wählen. Mindestens einmal pro 
Jahr wird ein Kontoauszug zusammen mit der Zins- 
und Kapitalbescheinigung versendet (postalisch oder 
elektronisch). 

Art. 5 Elektronische Korrespondenz-Zustellung 
via E-Banking 

Hat sich die Kundin oder der Kunde für die elektroni-

sche Zustellung der Kontokorrespondenz mittels 
E-Banking entschieden, ist sie oder er verpflichtet,
diese regelmässig und fristgerecht im E-Banking ab-
zurufen und einzusehen.
Die Kundin oder der Kunde anerkennt, dass die Freie
Gemeinschaftsbank ihre Rechenschaftspflicht damit

erfüllt, dass auf sämtliche Kontobewegungen zuge-
griffen werden kann, die bis und mit am Vortag getä-
tigt wurden.
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Die elektronische Zustellung der Kontokorrespondenz 
gilt bis zum ausdrücklichen Widerruf der Kundin oder 

des Kunden oder bis zur Auflösung des E-Banking 
Vertrages. 

Art. 6 Mitteilungen der Freien Gemeinschafts-
bank 

Mitteilungen der Freien Gemeinschaftsbank gelten als 
erfolgt, wenn sie an die letzte, von der Kundin oder 
dem Kunden bekannt gegebene Adresse versendet 
worden sind bzw. an dem Tag, an dem diese über E-
Banking zugänglich sind. 

Als Zeitpunkt des Versandes gilt vermutungsweise 
das Datum der im Besitz der Freien Gemeinschafts-
bank befindlichen Kopien oder Versandlisten. Bankla-
gernd zu haltende Post gilt an ihrem jeweiligen Aus-
stellungsdatum als zugestellt. 

Art. 7 Übermittlungsfehler 
Den aus der Benützung von Post, Telefon, Telefax, 
Internet und anderen Übermittlungsarten oder Trans-
portanstalten, namentlich aus Verlust, Verspätung, 
Missverständnissen, Verstümmelung oder Doppel-
ausfertigung entstehenden Schaden trägt diejenige 

Partei, deren Sorgfaltsverletzung zum Schaden ge-
führt hat. Tritt ein Schaden ein, ohne dass die Freie 
Gemeinschaftsbank oder die Kundin oder der Kunde 
ihre bzw. seine Sorgfalt verletzt haben, so trägt ihn 
diejenige Partei, deren Einflussbereich der Schaden 
zuzurechnen ist.  

Art. 8 Mangelhafte Ausführung von Aufträgen 
Wenn infolge Nichtausführung oder verspäteter Aus-
führung von Aufträgen Schaden entsteht, so haftet 
die Freie Gemeinschaftsbank lediglich für den Zins-

ausfall, es sei denn, sie ist im Einzelfall auf die dro-
hende Gefahr eines darüber hinausgehenden Scha-

dens hingewiesen worden. 

Art. 9 Reklamationen der Kundin oder des 
Kunden 

Reklamationen der Kundin oder des Kunden wegen 
Ausführung oder Nichtausführung von Aufträgen je-
der Art sind sofort nach Empfang der diesbezüglichen 

Anzeige, spätestens aber innerhalb der von der Freien 
Gemeinschaftsbank angesetzten Frist, anzubringen. 
Unterbleibt eine zu erwartende Anzeige der Freien 
Gemeinschaftsbank, so hat die Reklamation so zu er-
folgen, wie wenn die Anzeige der Kundin oder dem 
Kunden im gewöhnlichen Postlauf zugegangen wäre. 
Bei verspäteter Reklamation trägt die Kundin oder der 

Kunde den daraus entstehenden Schaden. 

Beanstandungen von Kontoauszügen haben innerhalb 
eines Monats nach dem postalischen Versand bzw. 
nachdem sie elektronisch im E-Banking zugänglich 
sind, zu erfolgen. Nach unbenutztem Ablauf dieser 

Frist gelten sie als genehmigt, und zwar auch dann, 
wenn eine von der Kundin oder dem Kunden zu un-
terschreibende Richtigbefundsanzeige bei der Freien 
Gemeinschaftsbank nicht eingetroffen ist. Die aus-
drückliche oder stillschweigende Anerkennung des 
Kontoauszuges schliesst – vorbehaltlich offensichtli-

cher Irrtümer oder Rechnungsfehler – die Genehmi-
gung aller in ihm enthaltenen Posten sowie allfällige 

Vorbehalte der Freien Gemeinschaftsbank mit ein. 

Art. 10 Pfand- und Verrechnungsrecht 

Die Freie Gemeinschaftsbank hat an allen Vermö-
genswerten, die sie jeweils für Rechnung der Kundin 
oder des Kunden bei sich selbst oder anderswo auf-
bewahrt, ein Pfandrecht und bezüglich aller Forderun-
gen ein Verrechnungsrecht für alle ihre jeweils beste-
henden Ansprüche ohne Rücksicht auf die Fälligkeit 
oder Währung, auch bei blanko oder gegen besondere 

Sicherheiten gewährten Krediten. Die Freie Gemein-
schaftsbank ist nach ihrer Wahl zur zwangsrechtli-
chen oder freihändigen Verwertung der Pfänder be-
rechtigt, sobald die Kundin oder der Kunde mit ihrer 
oder seiner Leistung im Verzug ist. 

Art. 11 Kontoverkehr und Konditionen 

Gutschrift und Belastung der vereinbarten oder übli-
chen Zinsen, Kommissionen, Spesen und Steuern er-
folgen nach Wahl der Freien Gemeinschaftsbank vier-
teljährlich, halbjährlich oder jährlich. Die Freie Ge-
meinschaftsbank behält sich vor, ihre Preise und Kon-
ditionen (Soll- und Haben-Zinssätze, Kommissionen, 

Gebühren, Spesen, Rückzugsbedingungen, Umrech-
nungskurse für fremde Währungen usw.) jederzeit zu 
ändern. Die Freie Gemeinschaftsbank wird ihren Kun-
dinnen und Kunden solche Änderungen auf dem Zir-
kularweg, durch Auslage im Schalterraum, durch Ver-
öffentlichung im Publikationsorgan der Freien Ge-
meinschaftsbank oder auf andere geeignete Weise 

bekannt geben. Kosten Dritter, welche der Freien Ge-
meinschaftsbank bei ihrer Tätigkeit für die Kundin 
oder den Kunden entstehen, werden der Kundin oder 
dem Kunden belastet. 

Art. 12 Zahlungsverkehr 

Für die Abwicklung des in- und ausländischen Zah-
lungsverkehrs werden unter anderem Name, Adresse 
und Kontonummer bzw. IBAN (International Bank Ac-
count Number) der auftragserteilenden Person be-
nutzt. Ohne diese Angaben werden insbesondere 
Zahlungen ins Ausland zurückgewiesen.  

Die Kundin oder der Kunde nimmt zur Kenntnis, dass 
ins Ausland übermittelte Zahlungsdaten nicht mehr 
durch das schweizerische Recht geschützt sind. Im 
Rahmen der geltenden Massnahmen zur Bekämpfung 
von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung sind 
die Mitgliedstaaten der FATF (Financial Action Task 
Force), zu denen auch die Schweiz zählt, und deren 

Finanzinstitute weltweit dazu verpflichtet, bei Zah-
lungsaufträgen bestimmte Angaben zu den daran be-

teiligten Parteien zu machen. Auch bei Zahlungen in-
nerhalb der Schweiz (z. B. bei Zahlungen in einer 
Fremdwährung) kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass Daten über Auftraggeberin oder Auftraggeber 

und/oder Begünstigte ins Ausland gelangen. 

Art. 13 Barzahlungsverkehr 
Im Rahmen der geschäftsüblichen Sorgfalt kann die 
Freie Gemeinschaftsbank die von der Kundin oder 
dem Kunden verlangte Auszahlung von Bargeld, ohne 
dass die Kundin oder der Kunde achtenswerte Gründe 
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vorgibt, begrenzen. Im Weiteren ist die Freie Gemein-
schaftsbank berechtigt, die Entgegennahme von Ver-

mögenswerten ohne Grund zu verweigern. 

Barauszahlungen werden maximal im Rahmen des 

Kassenbestands ausgeführt.  

Art. 14 Gutschrift und Belastung von Zahlun-
gen in Fremdwährung 

Gutschriften und Belastungen von Fremdwährungs-
beträgen erfolgen in Schweizer Franken, es sei denn, 
die Kundin oder der Kunde besitzt ein Konto in der 

entsprechenden Fremdwährung oder hat rechtzeitig 
gegenteilige Anweisungen gegeben. 

Art. 15 Fremdwährungskonten 
Die Freie Gemeinschaftsbank legt die dem Kunden-
guthaben in fremder Währung entsprechenden Ver-

mögenswerte in gleicher Währung innerhalb oder 

ausserhalb des Währungslandes an. Die Kundin oder 
der Kunde trägt anteilsmässig die wirtschaftlichen 
und rechtlichen Folgen, die das gesamte Guthaben 
von der Freien Gemeinschaftsbank im Lande der 
Währung oder der Anlage durch behördliche Mass-
nahmen treffen sollten. Bei Fremdwährungskonten 

erfüllt die Freie Gemeinschaftsbank ihre Verpflichtun-
gen, indem sie der Kundin oder dem Kunden eine 
Gutschrift im Lande der Währung bei einer Korres-
pondenzbank oder bei der von der Kundin oder dem 
Kunden bezeichneten Bank verschafft. 

Art. 16 Kontoüberziehungen/Kreditüber-

schreitungen 
Liegen von einer Kundin oder einem Kunden verschie-
dene Aufträge vor, deren Gesamtbetrag ihr bzw. sein 
verfügbares Guthaben oder den ihr bzw. ihm gewähr-

ten Kredit übersteigt, so ist die Freie Gemeinschafts-
bank berechtigt, ohne Rücksicht auf Datum oder zeit-

lichen Eingang nach eigenem Ermessen zu bestim-
men, welche Vergütungen auszuführen sind. 

Art. 17 Checks 
Die Freie Gemeinschaftsbank ist berechtigt, gutge-
schriebene Checks zurückzubelasten, wenn sie nicht 
bezahlt werden. Bis zur Begleichung eines Schuldsal-

dos verbleiben ihr indessen die checkrechtlichen oder 
anderen Ansprüche auf Zahlung des vollen Betrages 
der Checks mit Nebenforderungen gegen jeden aus 
dem Papier Verpflichteten. Die Kundin oder der Kunde 
trägt den sich im Zusammenhang mit der Einlösung 
eines falschen oder gefälschten Checks ergebenden 
Schaden, sofern die Freie Gemeinschaftsbank nicht 

die geschäftsübliche Sorgfalt verletzt hat. 

Art. 18 Mehrere Kontoinhaber 
Lautet die Geschäftsbeziehung auf mehrere Perso-
nen, sind diese an den Vermögenswerten solidarisch 
berechtigt. Sofern nicht anders vereinbart, kann jede 

beteiligte Person selbstständig und einzeln über die 
Vermögenswerte verfügen und Dritte bevollmächti-
gen. Für Schulden haften die beteiligten Personen der 
Bank solidarisch. Die Bank ist ermächtigt, die auf den 
Namen eines der beiden Kunden eingehenden Werte 
bzw. Beträge ohne spezielle Mitteilung dem gemein-
samen Konto gutzuschreiben.  

Bei Uneinigkeit bzw. in Streitfällen unter den Konto-
inhabern ist die Bank berechtigt, die Vermögenswerte 

bis zur Klärung der Verfügungsrechte zu sperren.  

Art. 19 Verdacht auf Geldwäscherei 

Fordert die Freie Gemeinschaftsbank die Kundin oder 
den Kunden auf, Aufschluss über die Umstände oder 
Hintergründe eines Geschäfts zu geben, hat die Kun-
din oder der Kunde der Freien Gemeinschaftsbank un-
verzüglich Auskunft zu geben.  

Solange die Kundin oder der Kunde die von der Freien 

Gemeinschaftsbank verlangten Auskünfte nicht erteilt 
hat oder die Freie Gemeinschaftsbank einen begrün-
deten Verdacht auf das Vorliegen eines Geldwäsche-
rei-Tatbestandes hat, ist die Freie Gemeinschaftsbank 
berechtigt, den von der Kundin oder dem Kunden er-
haltenen Instruktionen nicht nachzukommen und ins-

besondere erteilte Aufträge nicht auszuführen.  

Hält die Freie Gemeinschaftsbank die erteilten Aus-
künfte für unbefriedigend, kann sie die Geschäftsbe-
ziehung mit der Kundin oder dem Kunden unverzüg-
lich beenden und anordnen, dass Vermögensabzüge 
nicht mehr getätigt werden dürfen. Sie kann ferner 

den Strafverfolgungsbehörden Meldung erstatten und 
bis zu deren Entscheid über vorsorgliche Massnah-
men die Kundenbeziehung einfrieren. 

Schäden aus nicht oder verzögert ausgeführten Auf-
trägen trägt die Kundin oder der Kunde, soweit die 
Freie Gemeinschaftsbank im Rahmen der gesetzli-

chen Vorschriften und der Richtlinien der Eidgenössi-
schen Finanzmarktaufsicht (FINMA) vorgegangen ist. 

Art. 20 Steuerehrlichkeit 

Die Freie Gemeinschaftsbank fordert von der Kundin 
oder dem Kunden ausdrücklich, dass die derzeit und 

zukünftig bei der Freien Gemeinschaftsbank gehalte-
nen Vermögenswerte und die damit erzielten Ein-
künfte, Kapitalgewinne und dergleichen gegenüber 
den zuständigen (Steuer-)Behörden ordentlich dekla-
riert sind und auch in Zukunft ordentlich deklariert 
werden und dass sie bzw. er sämtliche für sie bzw. 
ihn relevanten in- und ausländischen (Steuer-)Vor-

schriften einhält. 

Art. 21 Auslagerung von Geschäftsbereichen 
(Outsourcing) 

Die Freie Gemeinschaftsbank kann einzelne Ge-
schäftsbereiche an andere Unternehmungen ausla-
gern (Outsourcing), insbesondere Tätigkeiten im Be-

reich der elektronischen Datenverarbeitung, des Zah-
lungsverkehrs sowie der Internen Revision. 

Art. 22 Kontaktlose Vermögenswerte 
Die Kundin oder der Kunde ist dafür besorgt, Kontakt-
losigkeit zu vermeiden. Die Kundin oder der Kunde 

ermächtigt die Freie Gemeinschaftsbank im Falle der 
Kontaktlosigkeit (gemäss Gesetz oder Standesregeln) 
zur Auskunftserteilung an ihre bzw. seine Bevoll-
mächtigten sowie die Vertragspersonen, die ihr die 
Kundin oder der Kunde bezeichnet hat.  
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Die von der Freien Gemeinschaftsbank üblicherweise 
belasteten Gebühren und Kosten gelten auch im Falle 

von Kontaktlosigkeit. Darüber hinaus kann die Freie 
Gemeinschaftsbank der Kundin oder dem Kunden die 
ihr entstehenden Kosten für Nachforschungen im 

Falle von Kontaktlosigkeit ebenso wie für die beson-
dere Behandlung und Überwachung kontaktloser 
Werte belasten. Der Umfang solcher Nachforschun-
gen durch die Freie Gemeinschafsbank richtet sich 
nach dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit, insbe-
sondere nach den in Frage stehenden Vermögenswer-
ten. 

Art. 23 Kündigung der Geschäftsbeziehungen 
Die Freie Gemeinschaftsbank behält sich das Recht 
vor, bestehende Geschäftsverbindungen jederzeit 
nach freiem Ermessen aufzuheben, insbesondere 
auch erteilte Kredite zu annullieren und ihre Gutha-

ben ohne weitere Kündigung einzufordern. Vorbehal-

ten bleiben anderslautende schriftliche Abmachun-
gen. 
Unterlässt es die Kundin oder der Kunde, auch nach 
einer von der Freien Gemeinschaftsbank angesetzten 
angemessenen Nachfrist, ihr mitzuteilen, wohin das 
Kontoguthaben zu transferieren ist, kann die Freie 

Gemeinschaftsbank das verbleibende Nettoguthaben 
der Kundin oder des Kunden mit befreiender Wirkung 
in Form eines Checks an die letztbekannte Zustella-
dresse der Kundin oder des Kunden senden. 

Art. 24 Gleichstellung der Samstage mit Feier-
tagen 

Im gesamten Geschäftsverkehr mit der Freien Ge-
meinschaftsbank werden die Samstage einem staat-
lich anerkannten Feiertag gleichgestellt. 

Art. 25 Änderungen der Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen 

Die Freie Gemeinschaftsbank behält sich jederzeit Än-
derungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vor. Diese werden der Kundin oder dem Kunden auf 
dem Zirkularweg, durch Veröffentlichung im Publika-

tionsorgan der Freien Gemeinschaftsbank oder auf 
andere geeignete Weise bekannt gegeben. Ohne 
schriftlichen Widerspruch innert Monatsfrist gelten 
die Allgemeinen Geschäftsbedingungen als geneh-
migt. 

Art. 26 Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

Alle Rechtsbeziehungen der Kundin oder des Kunden 
mit der Freien Gemeinschaftsbank unterstehen dem 
schweizerischen Recht. Erfüllungsort, Betreibungsort 
für Kundinnen oder Kunden mit ausländischem Wohn-
sitz und ausschliesslicher Gerichtsstand für alle Ver-
fahren ist Basel. Die Freie Gemeinschaftsbank hat in-

dessen auch das Recht, die Kundin oder den Kunden 
beim zuständigen Gericht ihres bzw. seines Wohnsit-
zes oder jedem anderen zuständigen Gericht zu be-
langen. Zwingende Gerichtsstandbestimmungen des 
schweizerischen Rechts gehen vor. 
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Bedingungen zum Informationsaustausch per E-Mail 

Ausgabe April 2020 

Die Kundin oder der Kunde ermächtigt die Freie 

Gemeinschaftsbank Genossenschaft (nachfolgend 

«Bank» genannt), Informationen – insbesondere 

auch zu der Geschäftsbeziehung – an die unter 

«legitimierte E-Mail-Adresse» bekanntgegebene 

E-Mail-Adresse zu senden und von dieser E-Mail-

Adresse erhaltene Informationen zu bearbeiten

(gemäss Basisvertrag).

1. Die Kundin oder der Kunde nimmt zur Kenntnis,

dass per E-Mail übermittelte Aufträge und Weisun-

gen nur dann ausgeführt werden können, wenn

eine zusätzliche Legitimation für Aufträge erteilt

wurde.

2. Die Kundin oder der Kunde ist darüber infor-

miert, dass Daten und Dokumente über die E-Ban-

king-Plattform sicher an die Bank übermittelt und

Aufträge entgegengenommen werden können.

3. Sämtliche Informationen, welche die Bank über

die legitimierte E-Mail-Adresse erreichen, gelten

als von der Kundin oder dem Kunden verfasst und

autorisiert. Die Bank hat das Recht, jederzeit und

ohne Angabe von Gründen zu verlangen, dass sich

die Kundin oder der Kunde in anderer Form legiti-

miert.

4. Die Kundin oder der Kunde ist sich der folgen-

den Risiken von E-Mail-Kommunikation bewusst

und nimmt diese mit Unterzeichnung der Verein-

barung in Kauf:

• Die Informationen werden über ein offenes,

für alle zugängliches Netz unverschlüsselt

transportiert und sind für alle einsehbar, wo-

mit auch auf eine bestehende Bankbeziehung

geschlossen werden kann. Ferner werden In-

formationen unter Umständen unkontrolliert

grenzüberschreitend übermittelt, auch wenn

sich beide Parteien in der Schweiz befinden.

Bankkundengeheimnis und Datenschutz kön-

nen deshalb nicht gewährleistet werden.

• Informationen können durch Dritte verändert

werden und die Identität der Senderin oder

des Senders kann vorgetäuscht oder manipu-

liert werden. Der Informationsaustausch kann

infolge von Übermittlungsfehlern, techni-

schen Mängeln, Unterbrüchen, Störungen, 

rechtswidrigen Eingriffen, Überlastung des 

Netzes oder anderen Unzulänglichkeiten der 

Netzbetreiber verzögert oder unterbrochen 

werden. 

• Die Informationsübermittlung via E-Mail aus

dem Ausland kann unter Umständen Normen

des ausländischen Rechts verletzen. Es ist

Sache der Kundin oder des Kunden, sich

darüber zu informieren.

• E-Mails können Viren mit erheblichem Schä-

digungspotenzial enthalten.

5. Die Bank behält sich vor, bei der Feststellung

von Sicherheitsrisiken, die E-Mail-Kommunikation

zu unterbrechen.

6. Für sämtliche Schäden der Kundin oder des

Kunden im Zusammenhang mit der vorliegenden

Vereinbarung bzw. einem der vorstehenden Risi-

ken haftet die Bank nur bei grobem Verschulden.

7. Die Vereinbarung über den Informationsaus-

tausch per E-Mail kann von beiden Parteien jeder-

zeit schriftlich gekündigt werden.

8. Zur Änderung oder Ergänzung der legitimierten

E-Mail-Adresse, lautend auf dieselbe Person, ist

die Unterzeichnung einer neuen Vereinbarung

über den Informationsaustausch per E-Mail

notwendig. Durch die neue Vereinbarung wird die

bisherige legitimierte E-Mail-Adresse dieser Person

ersetzt.

9. Im Übrigen gelten die Allgemeinen Geschäfts-

bedingungen der Bank.
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Merkblatt zum internationalen automatischen 

Informationsaustausch in Steuersachen (AIA) 

Ausgabe August 2017 

Grundsatz 

Der internationale automatische Informationsaus-

tausch in Steuersachen (AIA) ist ein globaler Stan-

dard, der Transparenz über die im Ausland gehal-

tenen Vermögenswerte schafft. Über 100 Staaten 

sowie alle wichtigen Finanzzentren haben sich zur 

Übernahme des Standards bekannt, so auch die 

Schweiz. Die Freie Gemeinschaftsbank als schwei-

zerisches Finanzinstitut muss jährlich die relevan-

ten Informationen von betroffenen Kundinnen und 

Kunden an die eidgenössische Steuerverwaltung 

(ESTV) melden. 

Dieses Merkblatt dient dazu, Sie im Sinne vom Ar-

tikel 14 des AIA-Gesetzes zu informieren.  

1. Wer ist vom AIA betroffen?

Kundinnen und Kunden, die ihr (Haupt-)Steuerdo-

mizil in einem Partnerstaat (AIA-meldepflichtigen 

Staat) haben. 

Die jeweils aktuelle Liste der Partnerstaaten bzw. 

AIA-meldepflichtigen Staaten ist über folgende Ka-

näle zugänglich und erhältlich: 

• www.gemeinschaftsbank.ch

• https://www.sif.admin.ch/sif/de/home/multi-

lateral/steuer_informationsaust/

automatischer-informationsaustausch.html

• ausgedruckte Version per Post (auf Wunsch)

2. Welche Informationen werden ausge-

tauscht?

• Name, Adresse, Ansässigkeitsstaat, Steueri-

dentifikationsnummer sowie Geburtsdatum

der Kontoinhaberin oder des Kontoinhabers

bzw. der wirtschaftlich berechtigten oder der

beherrschenden Person

• Nummer des Kontos oder der Konten

• Name der meldenden Bank

• Kontostand oder -wert zum Ende des betref-

fenden Kalenderjahres oder zum Zeitpunkt der

Kontoauflösung

• Gesamtbruttoertrag der Zinsen, die während

des Meldezeitraums auf das Konto eingezahlt

oder gutgeschrieben wurden

3. Wie und mit wem werden die Daten aus-

getauscht?

Die Freie Gemeinschaftsbank ist verpflichtet, die 

Informationen über meldepflichtige Konten von 

meldepflichtigen Personen jährlich an die ESTV zu 

übermitteln. Nach Erhalt tauscht die ESTV diese 

Daten mit der Steuerbehörde des jeweiligen An-

sässigkeitsstaates der meldepflichtigen Person 

aus. Der Austausch erfolgt dabei nur mit Partner-

staaten. 

4. Wofür werden die Informationen verwen-

det?

Die übermittelten Informationen dürfen grund-

sätzlich nur den Steuerbehörden des Partnerstaa-

tes, in dem die meldepflichtige Person ansässig ist, 

zugänglich gemacht und nur für steuerliche Zwe-

cke verwendet werden. Es ist dem erhaltenden 

Staat untersagt, die erhaltenen Informationen an 

einen anderen Staat weiterzuleiten; zudem sind 

die Informationen vertraulich zu behandeln. Der 

erhaltende Staat darf die übermittelten Informati-

onen nur denjenigen Personen und Behörden zu-

gänglich machen, die mit den Steuern dieses Staa-

tes oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. 

5. Welche Rechte haben Sie als Kundin oder

Kunde?

Gemäss AIA-Gesetz und dem Bundesgesetz über 

den Datenschutz (DSG) haben meldepflichtige 

Personen (natürliche Personen und Rechtsträger) 

folgende Rechte: 

1. Gegenüber der Freien Gemeinschaftsbank

Gegenüber der Freien Gemeinschaftsbank können

Sie vollumfänglichen Rechtsschutz nach dem DSG

geltend machen. Namentlich können Sie Auskunft
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darüber verlangen, welche der über Sie erhobenen 

Informationen an die ESTV gemeldet werden. 

Die Freie Gemeinschaftsbank wird Ihnen auf Ersu-

chen hin eine Kopie der Meldung an die ESTV zu-

kommen lassen. In diesem Zusammenhang ist zu 

beachten, dass die erhobenen und gemeldeten In-

formationen von Ihren steuerlich relevanten Infor-

mationen abweichen können. Ferner können Sie 

verlangen, dass unrichtige Daten in den Systemen 

der Freien Gemeinschaftsbank berichtigt werden. 

2. Gegenüber der ESTV

Gegenüber der ESTV können Sie das Auskunfts-

recht geltend machen und verlangen, dass unrich-

tige Daten, die auf Übermittlungsfehlern beruhen,

berichtigt werden.

Sofern die Übermittlung der Daten für Sie Nach-

teile zur Folge hätte, die Ihnen aufgrund fehlender 

rechtsstaatlicher Garantien nicht zugemutet wer-

den können, stehen Ihnen die Ansprüche nach Ar-

tikel 25a des Bundesgesetzes über das Verwal-

tungsverfahren zu. 

Gesetzliche Grundlagen 

Im Hinblick auf die Einführung des AIA-Standards 

hat die Bundesversammlung am 18. Dezember 

2015 das multilaterale Übereinkommen über die 

gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen (Amtshil-

feübereinkommen) sowie die multilaterale Verein-

barung der zuständigen Behörden über den auto-

matischen Informationsaustausch über Finanzkon-

ten (Multilateral Competent Authority Agreement; 

MCAA) zusammen mit dem Bundesgesetz über 

den internationalen automatischen Informations-

austausch in Steuersachen (AIAG) verabschiedet. 

Die Verordnung über den internationalen automa-

tischen Informationsaustausch in Steuersachen 

(AIAV), die die Ausführungsbestimmungen des 

AIAG enthält, wurde am 23. November 2016 vom 

Bundesrat verabschiedet. Damit wurden die recht-

lichen Grundlagen für den AIA geschaffen, die per 

1. Januar 2017 in Kraft getreten sind.

Weiterführende Links und Informationen 

Eidgenössische Steuerverwaltung: 

www.estv.admin.ch/estv/de/home/internationa-

les-steuerrecht/fachinformationen/aia.html 

OECD (Englisch): 

www.oecd.org/tax/automatic-exchange/common-

reporting-standard 

www.oecd.org/tax/transparency/AEOI-commit-

ments.pdf 
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Bedingungen zur Nutzung des E-Banking 

Ausgabe Mai 2025 

1. E-Banking-Dienstleistungen der Freien Ge-

meinschaftsbank Genossenschaft (nach-

stehend «Bank» genannt)

Die von der Bank angebotenen E-Banking-Dienst-

leistungen sind auf der Website der Bank um-

schrieben. Die Bank behält sich jederzeit Änderun-

gen der Dienstleistungen vor. 

2. Zugang zu den E-Banking-Dienstleistun-

gen

2.1. Zugang zu den kundenbezogenen E-Banking-

Dienstleistungen erhält, wer sich bei der E-Ban-

king-Benützung jeweils identifiziert hat durch Ein-

gabe 

• der E-Banking-Vertragsnummer

• des persönlichen, frei wählbaren Passwortes

(Zahlen, Buchstaben oder Kombinationen)

• der Zwei-Faktor-Authentifizierung via Smart-
phone oder Zusatzcodes gemäss einer von der

Bank abgegebenen Legitimationsmethode (die

Bank behält sich die Einführung anderer Legiti-

mationsmethoden vor.)

2.2. Die Kundin oder der Kunde bzw. jede bevoll-

mächtigte Person ist verpflichtet, das erste von der 

Bank mitgeteilte Passwort unverzüglich nach Er-

halt zu ändern. Die periodische Änderung des 

Passwortes wird ausdrücklich empfohlen. 

2.3. Wer sich gemäss Ziff. 2.1. legitimiert, gilt der 

Bank gegenüber als berechtigte Person zur Benüt-

zung von E-Banking via Internet. Die Bank darf sie 

daher im Rahmen und Umfang der auf der Teil-

nahme-Erklärung gewählten Verfügungsart, unab-

hängig vom internen Rechtsverhältnis zur Kundin 

oder zum Kunden und ungeachtet anders lauten-

der Handelsregistereinträge, Veröffentlichungen 

oder Regelungen auf den Unterschriftendokumen-

ten der Bank sowie ohne weitere Überprüfung ihrer 

Berechtigung über die auf der Teilnahme-Erklä-

rung aufgeführten Konten per E-Banking Abfragen 
tätigen bzw. verfügen lassen bzw. von ihr Aufträge 

und Mitteilungen entgegennehmen. Die Bank hat 

indessen das Recht, jederzeit und ohne Angabe 

von Gründen das Erteilen von Auskünften und Mit-

teilungen über E-Banking abzulehnen und darauf 

zu bestehen, dass sich die Kundin oder der Kunde 

bzw. die bevollmächtigte Person in anderer Form 

(durch Unterschrift oder durch persönliche Vor-

sprache) legitimiert. 

2.4. Die Kundin oder der Kunde anerkennt vorbe-

haltlos alle Transaktionen auf ihrer oder seiner auf 

der Teilnahme-Erklärung genannten Konten, die 

mittels E-Banking in Verbindung mit ihrer oder sei-

nen Identifikationsmerkmalen oder denen der be-

vollmächtigten Person, aber ohne schriftlichen Auf-

trag getätigt worden sind. Desgleichen gelten 

sämtliche Instruktionen, Aufträge und Mitteilun-

gen, welche die Bank auf diesem Weg erreichen, 

als von der Kundin oder vom Kunden bzw. von der 

bevollmächtigten Person verfasst und autorisiert. 

Werden über E-Banking Aufträge erteilt, so ist die 

Bank berechtigt, einzelne Aufträge nach freiem Er-

messen abzulehnen, falls die Deckung fehlt bzw. 

der Rahmen einer gesprochenen Kreditlimite über-

schritten wird. 

3. Sorgfaltspflichten des E-Banking-Teilneh-

menden

3.1. Die Kundin oder der Kunde und seine bevoll-

mächtigten Personen sind verpflichtet, sämtliche 

Legitimationsmerkmale (vgl. Ziffer 2.1.) geheim 

zu halten und gegen missbräuchliche Verwendung 

durch Unbefugte zu schützen. Insbesondere darf 

das Passwort nach seiner Änderung (Ziff. 2.2.) 

nicht aufgezeichnet oder ungeschützt auf dem 

Computer abgelegt werden. Die Kundin oder der 

Kunde bzw. seine bevollmächtigten Personen tra-

gen sämtliche Risiken, die sich aus der Preisgabe 

ihrer Identifikationsmerkmale ergeben. 

3.2. Die Pflicht zur Geheimhaltung im Sinne von 

Ziff. 3.1. trifft jede einzelne bevollmächtigte Per-

son gesondert. Die Kundin oder der Kunde haftet 

demzufolge auch für Schäden, die daraus entste-

hen, dass bevollmächtigte Personen die Identifika-

tionsmerkmale anderer bevollmächtigten Perso-
nen missbrauchen. 
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3.3. Besteht Anlass zur Befürchtung, dass Dritte 

Kenntnis von Passwort und/oder Kennziffern ge-

mäss Matrix-Code-Liste gewonnen haben, so ist 

das Passwort unverzüglich zu wechseln und gege-

benenfalls eine neue Matrix-Code-Liste bei der 

Bank anzufordern. Der Verlust eines elektroni-

schen Hilfsmittels ist unverzüglich zu melden. 

3.4  Die Kundin oder der Kunde trägt die umfas-

sende Verantwortung für sämtliche Folgen, die sich 

aus der – auch missbräuchlichen – Verwendung ih-

rer oder seiner Identifikationsmerkmale oder der 

bevollmächtigten Personen ergeben. 

4. Haftung und Sicherheit

4.1. Eine absolute Sicherheit kann auch bei allen, 

dem neuesten Stand der Technik entsprechenden 

Sicherheitsvorkehrungen sowohl auf Bank- und als 

auch auf Kundenseite nicht gewährleistet werden. 

Das Endgerät der Kundin oder des Kunden ist Teil 

des Systems, befindet sich jedoch ausserhalb der 

Kontrolle der Bank und kann zu einer Schwach-

stelle des Systems werden. Trotz aller Sicherheits-

massnahmen kann die Bank keine Verantwortung 

für das Endgerät der Kundin oder des Kunden 

übernehmen, da dies aus technischen und anderen 

Gründen nicht möglich ist (vgl. die Risiken Ziff. 

4.2.). 

4.2. Die Kundin oder der Kunde nimmt insbeson-

dere folgende Risiken zur Kenntnis: 

• Ungenügende Systemkenntnisse und man-

gelnde Sicherheitsvorkehrungen am Endgerät

seitens der Kundin oder des Kunden können Un-

berechtigten den Zugriff erleichtern. Es obliegt

der Kundin oder dem Kunden, sich über die er-

forderlichen Sicherheitsvorkehrungen zu infor-

mieren.

• Die Erstellung einer Verkehrscharakteristik der
Kundin oder des Kunden durch den Netzbetrei-

ber (z. B. Internet-Provider) kann niemand aus-

schliessen, d. h. dieser hat die Möglichkeit,

nachvollziehen zu können, wann die Kundin

oder der Kunde mit wem in Kontakt getreten ist.

• Es besteht die latente Gefahr, dass sich eine

Drittperson während der E-Banking-Nutzung

unbemerkt Zugang zum Endgerät der Kundin

oder des Kunden verschafft (z. B. Java oder Ac-

tiveX-Anwendung).

• Es besteht weiter die Gefahr, dass sich bei Nut-
zung eines Netzwerkes (z. B. Internet) Viren auf

dem Endgerät ausbreiten, wenn das Endgerät

Kontakt mit der Aussenwelt aufnimmt. Soge-
nannte Virenscanner können die Kundin oder

den Kunden bei den Sicherheitsvorkehrungen

unterstützen.

• Es ist wichtig, dass die Kundin oder der Kunde
nur mit Software aus vertrauenswürdiger

Quelle arbeitet.

4.3. Die Bank übernimmt keinerlei Gewähr für die 

Richtigkeit und Vollständigkeit der von ihr übermit-

telten E-Banking-Daten. Insbesondere gelten An-

gaben über Konten (Salden, Auszüge, Transaktio-

nen etc.) sowie allgemein zugängliche Informatio-

nen als vorläufig und unverbindlich. E-Banking-Da-

ten der Bank stellen keine verbindlichen Offerten 

dar, es sei denn, sie seien ausdrücklich als ver-

bindliche Offerte gekennzeichnet. 

4.4. Die Bank vermittelt nicht den technischen 

Zugang zu ihren Dienstleistungen. Dies ist alleinige 

Sache der Kundin oder des Kunden. Die Bank über-

nimmt deshalb keine Gewähr, weder für Netzbe-

treiber (z. B. Internet-Provider) noch für das End-

gerät der Kundin oder des Kunden.  

4.5. Die Bank lehnt jede Haftung ab für Schäden, 

die der Kundin oder dem Kunden bzw. der bevoll-

mächtigten Personen infolge Übermittlungsfehler, 

technischer Mängel, Unterbrüchen, Störungen, 

rechtswidriger Eingriffe in Einrichtungen der Netze, 

Überlastung des Netzes, mutwillige Verstopfung 

der elektronischen Zugänge durch Dritte, Störun-

gen des Internets, Unterbrüche oder anderer Un-

zulänglichkeiten der Netzbetreiber entstehen. Die 

Bank schliesst generell die Haftung für Schäden 

aus der Benützung des Internets aus. 

4.6. Die Bank haftet bei Anwendung der üblichen 

Sorgfalt nicht für die Folgen von Störungen und 

Unterbrüchen, insbesondere bei der Verarbeitung 

in den EDV-Systemen der Bank (z. B. verursacht 

durch rechtswidrige Eingriffe im operativen Bank-

system). Die Bank behält sich bei der Feststellung 

von Sicherheitsrisiken jederzeit vor, die Dienstleis-

tungen des E-Bankings zum Schutz der Kundin 

oder des Kunden bis zur Behebung zu unterbre-

chen. Für aus diesem Unterbruch allfällig entstan-

dene Schäden übernimmt die Bank keine Haftung. 

4.7. Im Übrigen schliesst die Bank die Haftung für 

allenfalls von ihr gelieferter Software (z. B. per CD 

oder Download) sowie die Folgen, die sich aus und 

während dem Transport der Software via Internet 

ergeben, ausdrücklich aus. Gibt die Bank eine Liste 

möglicher Provider oder Software-Lieferanten ab, 

handelt es sich lediglich um eine Empfehlung. Re-

sultieren allfällige Probleme oder Schäden aus sol-

cher Wahl, schliesst die Bank die Haftung sowie 

Supportverpflichtung ausdrücklich aus. 

4.8. Die Haftung der Bank für Schäden, die der 

Kundin oder dem Kunden aus der Nichterfüllung 

vertraglicher Verpflichtungen entstehen, sowie für 

indirekte Schäden und Folgeschäden wie entgan-

gener Gewinn oder Ansprüche Dritter, ist ausge-

schlossen. 
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5. EDV-Ausrüstung für E-Banking via Inter-

net

5.1. Die zugriffsberechtigte Person benötigt für 

die Benützung von E-Banking via Internet Soft-

ware. Soweit die Bank Software-Lieferantin ist, 

sind innert Wochenfrist ab Erhalt allfällige Mängel 

zu rügen, ansonsten gilt die Software von der zu-

griffsberechtigten Person als funktionstüchtig ab-

genommen. 

5.2. Der zugriffsberechtigten Person wird ein nicht 

ausschliessliches, weder übertragbares noch ab-

tretbares Recht zur Nutzung der von der Bank ge-

lieferten Software gewährt. Damit ist es der zu-

griffsberechtigten Person untersagt, diese Soft-

ware ganz oder teilweise in ursprünglicher oder ab-

geänderter Form oder mit anderer Software zu-

sammengemischt oder in andere Software inte-

griert für einen anderen als den im Rahmen des E-

Banking vorgesehenen Zwecks zu kopieren oder 

anders zu vervielfältigen. 

Werden die Lizenzrechte durch eine zugriffsbe-

rechtigte Person oder einen Dritten verletzt, für 

den die Kundin oder der Kunde einzustehen hat 

oder dem die Verletzung erst aufgrund einer nach-

lässigen Handhabung der Software möglich wurde, 

so haftet die Kundin oder der Kunde für alle daraus 

entstehenden Schäden. In diesem Fall wird die 

Bank eine Kündigung des Anschlusses in Erwägung 

ziehen. 

5.3. Die Bank übernimmt keine Gewährleistung 

für die absolute Fehlerfreiheit der von ihr geliefer-

ten Software. Auch übernimmt sie keine Gewähr-

leistung dafür, dass diese Software in allen Teilen 

den Vorstellungen der zugriffsberechtigten Person 

entspricht sowie in allen Anwendungen und Kom-

binationen mit anderen von der zugriffsberechtig-

ten Person ausgewählten Programmen fehlerfrei 

arbeitet. Im Übrigen wird festgehalten, dass es 

grundsätzlich keine fehlerfreie Software gibt. 

Jegliche Verantwortung für Schäden, die bei der 

zugriffsberechtigten Person durch Mängel oder 

Fehler an der Software verursacht werden, wird 

von der Bank wegbedungen, soweit dies gesetzlich 

zulässig ist. 

5.4. Aktualisierungen sowie andere Änderungen 

der Software und der Dokumentation bedürfen kei-

ner Zustimmung der zugriffsberechtigten Person. 

Neue Releases werden der zugriffsberechtigten 

Person zur Verfügung gestellt; sie ist verpflichtet, 

diese zu implementieren, falls der neue Release für 

die Funktionstüchtigkeit des Systems notwendig 

ist. 

6. Sperre

6.1. Die Kundin oder der Kunde kann ihren oder 

seinen Zugang oder den einer bevollmächtigten 

Person zu den kundenbezogenen E-Banking-

Dienstleistungen der Bank sperren lassen. Die 

Sperre kann nur während der üblichen Geschäfts-

zeiten verlangt werden und muss der Bank unver-

züglich schriftlich bestätigt werden. Überdies kann 

die Kundin oder der Kunde und jede seiner bevoll-

mächtigten Personen ihren oder seinen eigenen 

Zugang zu den kundenbezogenen E-Banking-

Dienstleistungen der Bank jederzeit selbständig 

sperren, indem nach erfolgter Verbindungsauf-

nahme mit der Bank das Passwort fünfmal nachei-

nander falsch eingegeben wird. 

6.2. Die Sperre kann nur mit schriftlichem Antrag 

der Kundin oder des Kunden wieder aufgehoben 

werden. 

6.3. Ebenso ist die Bank berechtigt, den Zugang 

der Kundin oder des Kunden und/oder einer oder 

aller bevollmächtigten Person/en zu einzelnen oder 

allen kundenbezogenen Dienstleistungen jederzeit 

und ohne Angabe von Gründen ohne vorherige 

Kündigung zu sperren, wenn ihr dies nach eigenem 

Ermessen aus sachlichen Gründen angezeigt er-

scheint. 

7. Vollmachtenbestimmungen

7.1  Die Ermächtigung der bevollmächtigten Per-

son zur Inanspruchnahme der kundenbezogenen 

E-Banking-Dienstleistungen der Bank gilt bis zu ei-

nem an die Freie Gemeinschaftsbank Genossen-

schaft gerichteten Widerruf. Der Widerruf hat

schriftlich zu erfolgen. Es wird ausdrücklich be-

stimmt, dass eine erteilte Ermächtigung mit dem

Tod oder dem allfälligen Verlust der Handlungsfä-

higkeit der Kundin oder des Kunden nicht erlischt,

sondern bis zum schriftlichen Widerruf ungeachtet

anderslautender Handelsregistereinträge und Ver-

öffentlichungen in Kraft bleibt.

7.2. Die Streichung des Zeichnungsrechts einer 

bevollmächtigten Person auf den bei der Bank hin-

terlegten Unterschriftendokumenten der Kundin 

oder des Kunden hat nicht automatisch die Aufhe-

bung von deren Ermächtigung zur Nutzung des E-

Banking zur Folge; vielmehr bedarf es eines aus-

drücklichen schriftlichen Widerrufs im Sinne von 

Ziff. 7.1. 

8. Bankkundengeheimnis/Datenschutz

8.1. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass sich das schweizerische Recht (z. B. zum 

Bankgeheimnis, Datenschutz) allein auf schweize-

risches Territorium beschränkt und somit alle ins 
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Ausland gelangenden Daten keinen Schutz nach 

schweizerischem Recht mehr geniessen. 

8.2. Die Bank wird von der Kundin oder dem Kun-

den hiermit ausdrücklich ermächtigt, sämtliche In-

formationen über sie oder ihn zu bankeigenen Mar-

keting-Zwecken systematisch zu bearbeiten. 

8.3  Die Kundin oder der Kunde nimmt zudem da-

von Kenntnis, dass die Daten unter anderem über 

ein offenes, jedermann zugängliches Netz (z. B. 

Internet) transportiert werden. Die Daten werden 

somit regelmässig und unkontrolliert grenzüber-

schreitend übermittelt. Dies gilt auch für eine Da-

ten-Übermittlung, wenn sich Sender oder Senderin 

und Empfänger oder Empfängerin in der Schweiz 

befinden. Zwar werden die einzelnen Datenpakete 

verschlüsselt übermittelt, unverschlüsselt bleiben 

jedoch jeweils Absender oder Absenderin und 

Empfänger oder Empfängerin. Diese können auch 

von Dritten gelesen werden. Rückschluss auf eine 

bestehende Bankbeziehung ist deshalb für eine 

Drittperson möglich. 

9. Ausländische Rechtsordnungen/Import- 

und Export-Beschränkungen 

9.1. Die Kundin oder der Kunde bzw. die bevoll-

mächtigte Person nimmt zur Kenntnis, dass sie 

oder er mit der Benützung des E-Bankings aus 

dem Ausland unter Umständen Regeln des auslän-

dischen Rechts verletzt. Es ist Sache der Kundin 

oder des Kunden, sich darüber zu informieren. Die 

Bank lehnt diesbezüglich jede Haftung ab. 

9.2  Sollte die Kundin oder der Kunde das E-Ban-

king vom Ausland aus nutzen, nimmt sie oder er 

zur Kenntnis, dass es Import- und Export-Be-

schränkungen für die Verschlüsselungsalgorith-

men geben könnte, gegen die sie oder er gegebe-

nenfalls verstösst, wenn die E-Banking-Anwendun-

gen aus dem Ausland genutzt werden.  

10. Änderungen des Vertrages oder der Be-

dienungsanleitung im E-Banking

Die Bank behält sich die jederzeitige Änderung die-

ser Bedingungen, der Anleitung im E-Banking so-

wie des E-Banking-Angebotes vor. Eine solche wird 

der Kundin oder dem Kunden für sich und die be-

vollmächtigten Personen auf dem Zirkularweg oder 

auf andere geeignete Weise mitgeteilt. Sie gilt 

ohne schriftlichen Widerspruch innert Monatsfrist 

seit Bekanntgabe, auf jeden Fall aber mit dem 

nächsten Einsatz der elektronischen Hilfsmittel als 

genehmigt. 

11. Kündigung

Eine Kündigung einzelner oder sämtlicher eingangs 

erwähnter Dienstleistungen der Bank können so-

wohl durch die Kundin oder den Kunden bzw. die 

bevollmächtigten Personen als auch durch die 

Bank jederzeit mittels eingeschriebenem Brief er-

folgen. Nach erfolgter Kündigung sind die von der 

Bank zur Verfügung gestellten elektronischen 

Hilfsmittel unaufgefordert und unverzüglich zu-

rückzugeben. Die Bank bleibt trotz Kündigung be-

rechtigt, sämtliche noch vor Rückgabe der elektro-

nischen Hilfsmittel ausgelösten Transaktionen 

rechtsverbindlich für die Kundin oder den Kunden 

zu verarbeiten. 

12. Vorbehalt gesetzlicher Regelungen

Allfällige Gesetzesbestimmungen, die den Betrieb 

und die Nutzung des E-Banking regeln, bleiben 

vorbehalten und gelten ab ihrer Inkraftsetzung 

auch für das E-Banking der Bank.  

13. Teilnichtigkeit

Sollten Teile der vorliegenden Bedingungen nichtig 

sein oder rechtsunwirksam werden, so gilt der Rest 

der Bestimmungen weiter. Die Parteien werden die 

Bestimmungen dann so auslegen und gestalten, 

dass der mit den nichtigen oder rechtsunwirksa-

men Teilen angestrebte Zweck soweit als möglich 

erreicht wird. 

14. Allgemeine Geschäftsbedingungen und

Datenschutzerklärung

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank 

gelten auch für die Inanspruchnahme der E-Ban-

king-Dienstleistungen. 
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Bedingungen zur Nutzung der Zahlkarte 
 
Ausgabe März 2024 
 

 
1. Vertragsverhältnis und Definitionen 
 
1.1. Die kartenherausgebende Bank (Freie Gemein-
schaftsbank Genossenschaft, nachfolgend «Bank») 
stellt der Karteninhaberin oder dem Karteninhaber 
eine physische und/oder virtuelle Zahlkarte mit ent-

sprechenden Kartendaten (nachfolgend gemeinsam 
«Zahlkarte») und Authentifikationsverfahren zur 
Verfügung und ermöglicht ihr oder ihm damit insbe-
sondere den bargeldlosen Bezug von Waren und 
Dienstleistungen. 
1.2. Die Zahlkarte sowie die Kartendaten beziehen 

sich immer auf ein bestimmtes Bank- oder PrePaid-
Konto bei der Bank (nachfolgend «Konto») und lau-
ten auf den Namen der Karteninhaberin oder des 
Karteninhabers. 
1.3. Die Karteninhaberin oder der Karteninhaber 
kann Kontoinhaber:in, Kontobevollmächtigte:r oder 
eine andere, von der Kontoinhaberin oder dem Kon-

toinhaber bezeichnete Person sein. 
1.4. Die Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber ver-
pflichtet sich gegenüber der Bank zur Begleichung 
sämtlicher mit der Zahlkarte autorisierten Transak-
tionen. 

1.5. Als Kartendaten gelten Kartennummer, Verfall-
datum, dreistelliger Sicherheitscode (CVC2/ CVV2), 

errechnete Sicherheitselemente sowie mit der Kar-
tennummer verknüpfte alternative Kartendaten (so-
genannte «Tokens»). Als Authentifikationsverfah-
ren gelten insbesondere eine persönliche Identifika-
tionsnummer (PIN), Passwörter, Codes, biometri-
sche Verfahren und Sicherheitsprotokolle. 

1.6. Mit erstmaligem Einsatz der Zahlkarte bestätigt 
die Karteninhaberin oder der Karteninhaber, die 
vorliegenden «Bedingungen für die Nutzung der 
Zahlkarte» gelesen, verstanden und anerkannt zu 
haben. 
 
2. Einsatzarten (Funktionen) 
 
Die Zahlkarte kann für eine oder mehrere der fol-

genden Funktionen eingesetzt werden: 
− zur Bezahlung von Waren und Dienstleistungen 

im In- und Ausland bei dafür gekennzeichneten 

physischen oder virtuellen Akzeptanzstellen; 

− zum Bezug von Bargeld im In- und Ausland an 

dafür gekennzeichneten Geldautomaten oder 

Akzeptanzstellen; 

− ggf. für weitere Dienstleistungen der Bank. 

3. Sorgfaltspflichten der Karteninhaberin oder 
des Karteninhabers 
 
Die Karteninhaberin oder der Karteninhaber ver-
pflichtet sich zur Einhaltung der folgenden Sorg-
faltspflichten: 

3.1. Aufbewahrung: Die Zahlkarte ist besonders 
sorgfältig aufzubewahren. 
3.2. Geheimhaltung Authentifikationsverfahren: Die 
Zahlkarten-PIN sowie andere für Authentifikations-
verfahren relevante Elemente (z. B. Passwörter) 
sind geheim zu halten und dürfen von der Kartenin-

haberin oder dem Karteninhaber keinesfalls an an-
dere Personen weitergegeben werden. Insbeson-
dere dürfen die Zahlkarten-PIN sowie Elemente des 
Authentifikationsverfahrens weder auf der Zahl-
karte vermerkt noch in anderer Weise, auch nicht in 
geänderter Form, aufbewahrt oder gespeichert wer-
den. 

3.3. Änderung der Zahlkarten-PIN: Die durch die 
Bank zugestellte Zahlkarten-PIN ist an dafür einge-
richteten Geldautomaten in eine neue sechsstellige 
Zahlkarten-PIN aus Zahlen zu ändern, welche die 
zuvor geltende Zahlkarten-PIN unmittelbar ersetzt. 

Kontoinhaber:innen können die Änderung alternativ 
in ihrem E-Banking, vornehmen, wenn sie die Kar-

tenverwaltung im E-Banking aktiviert haben. Die 
Zahlkarten-PIN darf nicht aus leicht ermittelbaren 
Zahlenkombinationen (wie Telefonnummer, Ge-
burtsdatum, Autokennzeichen) bestehen und muss 
sich von anderen PINs und Passwörtern des Karten-
inhabers unterscheiden. 

3.4. Keine Weitergabe der Zahlkarte: Die Kartenin-
haberin oder der Karteninhaber darf ihre oder seine 
Zahlkarte bzw. Kartendaten nicht weiter- oder be-
kanntgeben, ausser zum Zweck der Legitimierung 
bzw. Authentifikation einer Zahlung bei einer ge-
kennzeichneten Akzeptanzstelle. 
3.5. Meldung bei Verlust oder Kompromittierung: 

Bei bestätigtem oder vermutetem Verlust oder 
Kompromittierung der Zahlkarte und/oder mit Au-

thentifikationsverfahren in Zusammenhang stehen-
den Daten oder mobilen Geräten (z. B. Mobiltelefon) 
ist die Bank unverzüglich telefonisch zu benachrich-
tigen. 
3.6. Kontrollpflicht: Die oder der Karten- und/oder 

Kontoinhaber:in ist verpflichtet, Transaktions- und 
Belastungsanzeigen (z. B. Kontoauszüge, Transak-
tionsmeldungen in einer App etc.) sowie Authentifi-
kationsanfragen unverzüglich zu prüfen und Miss-
bräuche oder Unregelmässigkeiten unverzüglich der 
Bank zu melden. 
3.7. Sicherheit verwendeter Geräte: Mobile Geräte 

(insb. Mobiltelefone) der Karteninhaberin oder des 
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Karteninhabers können als Träger von Kartendaten 
sowie für Authentifikationsverfahren eingesetzt 

werden. Die Sicherheit und der Besitz der verwen-
deten mobilen Geräte sind daher von zentraler Be-
deutung. Die Karteninhaberin oder der Karteninha-

ber ist verpflichtet, der Verwendung der mobilen 
Geräte durch Dritte vorzubeugen (z. B. durch Akti-
vierung einer Bildschirmsperre), die mobilen Geräte 
sorgfältig aufzubewahren, Applikationen und Be-
triebssysteme aktuell zu halten und Eingriffe in das 
Betriebssystem (z. B. «Jailbreaking» oder «Roo-

ting») zu unterlassen. Wird ein mobiles Gerät nicht 
weiterverwendet bzw. durch ein neues ersetzt, sind 
Kartendaten sowie zur Authentifikation genutzten 
Elemente zu löschen und den Instruktionen der 
Bank zum Wechsel eines mobilen Gerätes zu folgen. 
 
4. Deckungspflicht 

 

Die Zahlkarte darf nur verwendet werden, wenn auf 
dem Konto die erforderliche Deckung (Guthaben 
oder Verfügungsrahmen) zur Begleichung sämtli-
cher mit der Zahlkarte autorisierten Transaktionen 
vorhanden ist. Die oder der Karten und/oder Konto-
inhaber:in nimmt zur Kenntnis, dass nicht alle durch 

Akzeptanzstellen ausgelösten Transaktionen in 
Echtzeit mit dem Guthaben oder Verfügungsrahmen 
abgeglichen werden und daraus eine Unterdeckung 
des Kontos resultieren kann. Werden Transaktionen 
autorisiert, die das Guthaben oder den Verfügungs-
rahmen übersteigen, muss die Kontoinhaberin oder 

der Kontoinhaber die verursachte Unterdeckung des 
Kontos umgehend ausgleichen. 
 
5. Belastungsrechte der Bank 
 

Die Bank ist berechtigt, sämtliche autorisierten Be-
träge aus dem Einsatz der Zahlkarte dem Konto zu 

belasten. Das Belastungsrecht der Bank bleibt auch 
bei Streitigkeiten der Kontoinhaberin oder des Kon-
toinhabers mit Drittpersonen (insbesondere Karten-
inhaber:in oder Akzeptanzstellen) uneingeschränkt 
bestehen. Beträge in Fremdwährungen werden in 
die Währung des Kontos umgerechnet. 
 

6. Datenbearbeitung / Beizug Dritter 
 
6.1. Sofern hier nichts Abweichendes geregelt wird, 
gilt die Datenschutzerklärung der Bank, abrufbar 
unter https://gemeinschaftsbank.ch/datenschut-
zerklaerung. 

6.2. Die oder der Karten- und/oder Kontoinhaber:in 
ermächtigt die Bank, sämtliche für die Prüfung des 

Kartenantrags (im Falle von Karten mit einer Kredi-
toption auch im Rahmen einer Kreditfähigkeitsprü-
fung) sowie für die Abwicklung des Vertrags erfor-
derlichen Auskünfte bei Betreibungsämtern und Ein-
wohnerkontrollen sowie der Zentralstelle für Kre-

ditinformationen (nachstehend ZEK) und der Infor-
mationsstelle für Konsumkredit (nachstehend IKO) 
einzuholen. Ferner ermächtigt die Karteninhaberin 
oder der Karteninhaber die Bank, der ZEK im Falle 
von gesperrten Karten, bei qualifiziertem Zahlungs-
rückstand oder bei missbräuchlicher Kartenverwen-
dung sowie aufgrund der Pflichten des Konsumkre-

ditgesetzes (KKG) der IKO Meldung zu erstatten. 

Der ZEK und der IKO ist es ausdrücklich gestattet, 
diese Daten ihren Mitgliedern (Mitglieder sind Ge-

sellschaften aus dem Konsumkredit-, Leasing- und 
Kreditkartengeschäft) zugänglich zu machen. In 
diesem Umfang entbindet die oder der Karten- 

und/oder Kontoinhaber:in die Bank und die oben 
genannten Stellen vom Bankkunden-, Datenschutz- 
und/oder Amtsgeheimnis. 
6.3. Die oder der Karten- und/oder Kontoinhaber:in 
erklärt sich damit einverstanden, dass die Bank zur 
Erbringung ihrer vertraglichen Leistungen Dritte (im 

In- und Ausland) beizieht. Hierbei handelt es sich 
insbesondere um Dienstleister für die Kartenpro-
duktion und die Transaktionsabwicklung (z. B. Zahl-
kartenanbieter wie Mastercard). Diese Dienstleister 
erhalten von der Bank Personendaten der oder des 
Karten- und/oder Kontoinhaber:in. Bei den Daten 
handelt es sich neben Namen und Adressdaten ins-

besondere um Transaktionsdaten wie bspw. Karten-

nummer, Datum und Betrag der Transaktion sowie 
Informationen zur Akzeptanzstelle. Zudem kann die 
Bank Authentifikationsverfahren basierend auf ver-
traglichen Vereinbarungen uneingeschränkt an 
Dritte delegieren. Die oder der Karten- und/oder 
Kontoinhaber:in entbindet die Bank in diesem Um-

fang vom Bankkunden- und Datenschutzgeheimnis 
und willigt in die entsprechenden Datenbekanntga-
ben an diese Dritte ein. 
6.4. Die oder der Karten- und/oder Kontoinhaber:in 
nimmt zur Kenntnis, dass Zahlkartenanbieter (z. B. 
Mastercard) in datenschutzrechtlicher Sicht als ei-

genständige Verantwortliche gelten und die erhalte-
nen Daten auch zu eigenen Zwecken im In- und 
Ausland selbst oder durch weitere Dritte bearbeiten. 
Der Zahlkartenanbieter ist alleine verantwortlich für 
die rechtmässige Bearbeitung von Personendaten 

der oder des Karten- und/oder Kontoinhaber:in. Die 
Bank kann die Bearbeitung dieser Personendaten 

durch den Zahlkartenanbieter weder kontrollieren 
noch beeinflussen. 
 
7. Autorisation von Transaktionen  
 
Die Karteninhaberin oder der Karteninhaber autori-
siert eine Akzeptanzstelle (Händler) Transaktionen 

auszulösen sowie die Bank, autorisierte Beträge 
dem Konto zu belasten, beziehungsweise den Ver-
fügungsrahmen des Kontos entsprechend zu redu-
zieren und die Beträge unwiderruflich an die Akzep-
tanzstelle zu vergüten, indem sie oder er die Kar-
tendaten der Akzeptanzstelle folgendermassen be-

kannt gibt: 
a) einmalige manuelle Bekanntgabe der Kartenda-

ten (z. B. bei Verwendung der Kartendaten im 

Internet, mündliche Bekanntgabe via Telefon o. 

Ä.); 

b) manuelle Bekanntgabe und anschliessende dau-

erhafte Speicherung der Kartendaten bei einer 

Akzeptanzstelle zwecks Autorisation mehrerer 

Transaktionen; 

c) elektronische Übermittlung der Kartendaten aus 

der Magnetspur der Karte; 

d) elektronische Übermittlung der Kartendaten aus 

dem Chip der Karte; 
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e) kontaktlose elektronische Übermittlung der Kar-

tendaten aus dem Chip der Karte mittels Near 

Field Communication (NFC); 

f) kontaktlose elektronische Übermittlung der Kar-

tendaten aus dem Chip eines zahlungsfähigen 

Geräts (z. B. Mobiltelefon, Wearable); 

g) kontaktlose elektronische Übermittlung der Kar-

tendaten aus dem internen oder externen Spei-

cher eines zahlungsfähigen Geräts (z. B. Mobil-

telefon, Wearable); 

h) elektronische Übermittlung der Kartendaten aus 

einem zentralen elektronischen Speicher bei 

Verwendung der Kartendaten im Internet. 

 
8. Authentifikation von Transaktionen 

 
8.1. Je nach Autorisationsart kann eine Transaktion 

eine zusätzliche Authentifikation der Karteninhabe-
rin oder des Karteninhabers voraussetzen. Das Au-
thentifikationsverfahren kann für jede Transaktion 
durch die Bank, die Karteninhaberin oder den Kar-
teninhaber, die Akzeptanzstelle oder Dritte be-

stimmt werden. Stehen der Karteninhaberin oder 
dem Karteninhaber mehrere Authentifikationsver-
fahren für eine Transaktion zur Verfügung, ist die 
Karteninhaberin oder der Karteninhaber verpflich-
tet, ein «starkes» Authentifikationsverfahren zu 
wählen. Die Zahlkarte unterstützt die nachfolgen-

den Authentifikationsverfahren. 
8.2. Starke Authentifikationsverfahren: 
a) Eingabe der persönlichen Identifikationsnum-

mer (PIN) an einem dafür vorgesehenen physi-

schen Gerät (z. B. Bancomat, Terminal); 

b) Eingabe eines durch die Bank generierten und 

per SMS zugestellten Einmalkennworts in einer 

durch die Bank zur Verfügung gestellten Einga-

bemaske; 

c) Bestätigen der Transaktion innerhalb einer 

durch die Bank vorgesehenen Applikation auf ei-

nem mobilen Gerät (z. B. Smartphone) der Kar-

teninhaberin oder des Karteninhabers; 

d) Nutzung von durch die Bank vorgesehenen 

biometrischen Verfahren (z. B. Fingerabdruck, 

Gesichtserkennung) auf einem mobilen Gerät 

der Karteninhaberin oder des Karteninhabers. 

 

8.3. Weitere Authentifikationsverfahren: 
a) Unterschreiben eines durch eine Akzeptanz-

stelle ausgestellten Transaktionsbelegs; 

b) Eingabe von durch die Karteninhaberin oder den 

Karteninhaber mit Akzeptanzstellen vereinbar-

ten Benutzernamen und/oder Passwörtern bei 

gespeicherten Kartendaten (z. B. in-App Käufe, 

bei Akzeptanzstellen hinterlegte Kartendaten); 

c) Vorlegen von Identifikationsdokumenten (z. B. 

Pass, Identitätskarte) bei einer Akzeptanzstelle. 

8.4. Authentifikationsanfragen müssen durch die 
Karteninhaberin oder den Karteninhaber vor Ertei-
lung einer Authentifikation sorgfältig geprüft wer-

den. Authentifikationen dürfen nur erteilt werden, 
wenn die Anfrage in direkter Verbindung mit einer 
von der Karteninhaberin oder dem Karteninhaber 

autorisierten Transaktion steht und die Anfrage die 
korrekten Daten enthält (z. B. Transaktionsbetrag, 

Name der Akzeptanzstelle etc.). Eine erfolgreiche 
Authentifikation kann durch die Karteninhaberin 
oder den Karteninhaber nicht widerrufen werden. 

 
9. Hinterlegung und Aktualisierung von Kar-
tendaten 
 
9.1. Hinterlegt die Karteninhaberin oder der Karten-
inhaber Kartendaten zwecks dauerhafter Speiche-

rung für zukünftige Transaktionen bei Akzeptanz-
stellen oder weiteren Dritten, gelten alle in der Folge 
ausgelösten Transaktionen als autorisiert (vgl. Ziff. 
7 b). Will die Karteninhaberin oder der Karteninha-
ber eine solche Autorisation widerrufen, so hat sie 
oder er dies direkt bei der Akzeptanzstelle durch 
Kündigung von allfälligen Verträgen (z. B. Abonne-

menten), Löschung der hinterlegten Kartendaten 

oder Anpassung der Zahlungsmodalitäten vorzu-
nehmen. 
9.2. Die Bank ist berechtigt, Kartendaten der Kar-
teninhaberin oder des Karteninhabers ohne vorgän-
gige Rücksprache mit der Karteninhaberin oder dem 
Karteninhaber zu aktualisieren bzw. der Karteninha-

berin oder dem Karteninhaber neue Kartendaten 
mitzuteilen (z. B. bei neuem Gültigkeitsdatum). Die 
Karteninhaberin oder der Karteninhaber ist für eine 
entsprechende Aktualisierung allfälliger hinterlegter 
Kartendaten selbst verantwortlich. 
 

10. Meldung von Missbräuchen und Unregel-
mässigkeiten 
 
10.1. Werden Missbräuche oder andere Unregel-
mässigkeiten in Zusammenhang mit Transaktionen, 

Belastungen oder Authentifikationsanfragen durch 
die oder den Karten- und/oder Kontoinhaber:in fest-

gestellt oder vermutet, ist die Bank umgehend tele-
fonisch zu informieren. 
10.2. Die oder der Karten- und/oder Kontoinha-
ber:in ist gehalten, im Fall eines Missbrauchs oder 
anderen Unregelmässigkeiten alles zur Klärung und 
zur Minderung eines allfälligen Schadens zu unter-
nehmen. Dabei hat sie oder er den Anweisungen der 

Bank zu folgen. Auf Verlangen der Bank reicht die 
Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber ein von der 
Bank zur Verfügung gestelltes Schadenformular 
vollständig und fristgerecht bei der Bank ein, erstat-
tet Strafanzeige bei der zuständigen Polizeibehörde, 
verlangt eine Kopie der Anzeige und stellt diese der 

Bank zu. 
11.3. Die Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber 

haftet gegenüber der Bank für sämtliche Kosten und 
Auslagen, welche dieser durch Beanstandungen wi-
der besseres Wissen oder in betrügerischer Absicht 
entstehen. 
 

11. Beanstandung von Transaktionen 
 
11.1. Die oder der Karten- und/oder Kontoinha-
ber:in ist für die unter Verwendung der Kartendaten 
abgeschlossenen Geschäfte selber verantwortlich; 
insbesondere sind allfällige Beanstandungen zu be-
zogenen Waren oder Dienstleistungen sowie weitere 
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Meinungsverschiedenheiten und Ansprüche aus die-
sen Rechtsgeschäften direkt mit der betreffenden 

Akzeptanzstelle zu regeln. 
11.2. Das Belastungsrecht der Bank bleibt unbe-
schränkt bestehen (vgl. Ziff. 5). 

11.3. Können Unstimmigkeiten bei autorisierten 
Transaktionen nicht oder ungenügend geklärt wer-
den, sind die betroffenen Transaktionen spätestens 
30 Tage nach Belastung auf dem Konto schriftlich 
oder auf einem durch die Bank vorgesehenen Kanal 
bei der Bank zu beanstanden. Die Bank kann in ei-

genem Ermessen und ohne Erfolgsgarantie ein 
Rückforderungsbegehren basierend auf den Regel-
werken des Zahlungssystems einleiten. Die oder der 
Karten- und/oder Kontoinhaber:in hat die Bank 
beim Rückforderungsbegehren durch fristgerechtes 
Zur-Verfügung-Stellen von Zusatzinformationen zu 
den beanstandeten Transaktionen zu unterstützen. 

Eine allfällige Korrekturbuchung/Gutschrift auf dem 

Konto der Kontoinhaberin oder des Kontoinhabers 
ist erst nach Abschluss des Rückforderungsbegeh-
rens definitiv. 
11.4. Die Bank ist berechtigt, bei wiederholten, 
komplexen oder aussichtslosen Beanstandungen 
eine Aufwandentschädigung für die Bearbeitung zu 

belasten. 
 
12. Schadenübernahme bei Nichtverschulden 
 
12.1. Unter der Voraussetzung, dass die oder der 
Karten- und Kontoinhaber:in die Bedingungen für 

die Benutzung der Zahlkarte in allen Teilen einge-
halten haben (insbesondere die Sorgfaltspflichten 
gemäss Ziff. 3) und sie auch sonst in keiner Weise 
ein Verschulden trifft, übernimmt die Bank Schäden, 
die der oder dem Karten- und/oder Kontoinhaber:in 

aus missbräuchlicher Verwendung der Zahlkarte 
und/oder der Kartendaten durch Dritte entstehen. 

Miterfasst sind auch Schäden in Folge Diebstahl, 
Fälschung oder Verfälschung der Zahlkarte, Miss-
brauch der Kartendaten im Internet o. Ä. 
12.2. Nicht als «Dritte» im vorgenannten Sinn 
gelten der oder dem Karten- und/oder Kontoinha-
ber:in nahestehende Personen (z. B. Familienmit-
glieder) sowie mit diesem im gleichen Haushalt le-

bende Personen. 
12.3. Belastungen, die durch ein starkes Authen-
tifikationsverfahren authentifiziert wurden (vgl. Ziff. 
8.2) gelten in jedem Fall als durch die Karteninha-
berin oder den Karteninhaber autorisiert. 
12.4. Schäden, für die eine Versicherung aufzu-

kommen hat, sowie allfällige Folgeschäden irgend-
welcher Art werden nicht übernommen. 

 
13. Haftungsausschluss 
 
Die Bank übernimmt keine Verantwortung für den 
Fall, dass eine Akzeptanzstelle die Zahlkarte nicht 

akzeptiert oder technische Störungen oder Betriebs-
ausfälle Transaktionen verunmöglichen. Die Bank 
ist jederzeit berechtigt (z. B. bei Verdacht auf Miss-
brauch), Transaktionen ohne vorgängige Rückspra-
che mit der Karteninhaberin oder dem Karteninha-
ber zurückzuweisen und nicht zu verarbeiten. Die 
oder der Karten- und/oder Kontoinhaber:in hat 

keine Ansprüche auf Schadenersatz. 

14. Limiten und Restriktionen 
 

14.1. Die Bank kann in eigenem Ermessen Limi-
ten oder Restriktionen für Transaktionen und/oder 
Belastungen festlegen. Diese können sich auf ku-

mulierte Beträge, Anzahl Transaktionen sowie spe-
zifische Transaktionen beziehen (z. B. Bargeldbe-
züge, Länder, Händlerkategorien etc.). Die Bank 
kann Limiten und Restriktionen jederzeit verändern, 
aufheben oder neue Limiten und Restriktionen ein-
führen. Limiten und Restriktionen können der oder 

dem Karten- und/oder Kontoinhaber:in mitgeteilt 
werden, wobei die Bank dazu grundsätzlich nicht 
verpflichtet ist. 
14.2. Die Bank kann der Karteninhaberin oder 
dem Karteninhaber ermöglichen, eigene Limiten 
oder Restriktionen festzulegen. Die Bank trägt aller-
dings keine Verantwortung für die korrekte Anwen-

dung derselben. Durch die Karteninhaberin oder den 

Karteninhaber autorisierte Belastungen gehen auch 
im Falle von Limitenüberschreitungen oder Verlet-
zungen von Restriktionen zu Lasten der Kontoinha-
berin oder des Kontoinhabers. 
 
15. Sperrung der Zahlkarte 

 
15.1. Die Bank ist jederzeit berechtigt, ohne vor-
gängige Mitteilung an die oder den Karten- und/oder 
Kontoinhaber:in und ohne Angabe von Gründen die 
Zahlkarte zu sperren. 
15.2. Die Bank sperrt die Zahlkarte, Kartendaten 

oder Elemente davon, wenn es die oder der Karten- 
und/oder Kontoinhaber:in ausdrücklich verlangt, 
(z. B. bei Verlust der Zahlkarte) sowie bei einer 
Kündigung des Kartenvertrags. 
15.3. Karteninhaber:innen ohne Kontovollmacht 

können nur die auf ihren Namen lautenden Zahlkar-
ten sowie entsprechende Kartendaten sperren. 

15.4. Die Sperrung kann telefonisch unter der 
Nummer 061 575 81 21 verlangt werden. Kontoin-
haber:innen können darüber hinaus die Karten im 
E-Banking sperren lassen, wenn sie die Kartenver-
waltung im E-Banking aktiviert haben. 
15.5. Die Sperrung wird mit schriftlichem Einver-
ständnis der Kontoinhaberin oder des Kontoinha-

bers bei der Bank wieder aufgehoben. Kontoinha-
ber:innen können die Sperrung ebenfalls im E-Ban-
king aufheben, unter der Voraussetzung, dass sie 
die Kartenverwaltung im E-Banking aktiviert haben. 
 
16. Gebühren 

 
Für die Ausgabe der Zahlkarte und deren Autorisie-

rung sowie für die Verarbeitung der getätigten 
Transaktionen kann die Bank von der Kontoinhabe-
rin oder vom Kontoinhaber Gebühren erheben, wel-
che in angemessener Form bekanntgegeben wer-
den. Diese Gebühren werden dem Konto belastet, 

auf welches die Zahlkarte ausgestellt ist. 
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17. Gültigkeit und Kartendatenerneuerung 
 

17.1. Die Zahlkarte ist bis zum Ende des auf ihr 
angegebenen Datums (Verfallsdatum) gültig. Bei 
ordentlicher Geschäftsabwicklung und ohne aus-

drücklichen Verzicht der oder des Karten- und/ Kon-
toinhaber:in wird die Zahlkarte vor Ende der Gültig-
keit automatisch durch eine neue Zahlkarte ersetzt. 
17.2. Die Bank ist ermächtigt, die Kartendaten 
unabhängig der Gültigkeit jederzeit anzupassen 
oder zu verändern. Die Bank teilt Änderungen in ge-

eigneter Weise mit. 
17.3. Erhält die Karteninhaberin oder der Karten-
inhaber ihre oder seine neue Karte nicht mindestens 
fünf Tage vor Verfall der bisherigen Karte, so hat er 
dies der Bank unverzüglich zu melden. 
 
18. Kündigung 

 

18.1. Eine Kündigung der Zahlkarte durch die 
oder den Konto- oder Karteninhaber:in kann jeder-
zeit erfolgen. Gleichbedeutend mit der Kündigung 
ist der Widerruf einer Vollmacht durch die Kontoin-
haberin oder den Kontoinhaber. Nach erfolgter Kün-
digung ist der Bank die Zahlkarte unaufgefordert 

und unverzüglich zurückzugeben und jegliche Kar-
tendaten in eigenen Geräten und bei Dritten zu lö-
schen. Bei vorzeitiger Rückforderung oder Rückgabe 
der Karte besteht kein Anspruch auf Rückerstattung 
bereits erhobener Gebühren. 
18.2. Die Bank bleibt trotz Kündigung der Zahl-

karte berechtigt, dem entsprechenden Konto sämt-
liche Beträge zu belasten, welche auf die Autorisa-
tion von Transaktionen vor der effektiven Rückgabe 
der Zahlkarte bzw. vor Löschung der Kartendaten 
bei Dritten zurückzuführen sind. 

19 Teilnichtigkeit 
 

Sollten Teile der vorliegenden Bedingungen nichtig 
sein oder rechtsunwirksam werden, so gilt der Rest 
der Bestimmungen weiter. Die Parteien werden die 

Bestimmungen sodann so auslegen und gestalten, 
dass der mit den nichtigen oder rechtsunwirksamen 
Teilen angestrebte Regelungszweck soweit als mög-
lich erreicht wird. 
 
20. Allgemeine Geschäftsbedingungen und 

Datenschutzerklärung 
 
Die «Allgemeinen Geschäftsbedingungen» und die 
Datenschutzerklärung der Bank gelten in der jeweils 
gültigen Fassung auch für die Benutzung der Zahl-
karten. Bei Widersprüchen gehen diese Bedingun-
gen für die Benutzung der Zahlkarte vor. 

 

21. Änderungen der Bedingungen 
 
Die Bank behält sich die jederzeitige Änderung die-
ser Bedingungen vor. Änderungen werden in ange-
messener Form mitgeteilt und gelten als genehmigt, 
falls die Zahlkarte nicht vor Inkrafttreten der Ände-

rungen gekündigt wird. 
 
 

Freie Gemeinschaftsbank Genossenschaft 03/2024 
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Präambel 

Für die Gründung der Freien Gemeinschaftsbank schöpften die Beteiligten aus den 
Impulsen der von Rudolf Steiner initiierten Geisteswissenschaft. Aus dem Bemühen 
um die Anthroposophie und deren Umsetzung in der Praxis belebt und erneuert sich 
die Bank. 

 

I. Name, Sitz, Grundsätze und Gesellschaftszweck 

Art. 1  Name, Sitz 

1. Unter dem Namen Freie Gemeinschaftsbank Genossenschaft (Banque Commu-
nautaire Libre coopérative, Banca Comunitaria Libera cooperativa) – nachfol-
gend Freie Gemeinschaftsbank – besteht eine Genossenschaft im Sinne der Art. 
828 ff. OR. 

2. Sitz der Genossenschaft ist Basel. Die Genossenschaft kann in der Schweiz Ver-
tretungen errichten.  

Art. 2  Grundsätze und Gesellschaftszweck 

1. Grundsätze 

a) Die Banktätigkeit gründet im gegenseitigen Vertrauen aller Geldgebenden, 
Geldverwendenden und Mitarbeitenden. 

b) Die Freie Gemeinschaftsbank setzt sich zwei wesentliche Aufgaben: 

- Sie fördert Menschen, Initiativen und Unternehmen, die sich in den Dienst 
von Mensch und Umwelt stellen, mit zweckdienlichen bekannten und noch 
zu entwickelnden Bank- und Finanzinstrumenten. 

- Sie begleitet Menschen in ihrem Bemühen, den Umgang mit Geld bewusst 
und in eigener Verantwortung zu gestalten und Geldprozesse zu durch-
schauen. 

c) Für Mitgestaltende an der Bank können diese Aufgaben sowohl Arbeitsbereich 
als auch Übungsweg und Forschungsziel sein. 

2. Gesellschaftszweck im engeren Sinne 

a) Die Freie Gemeinschaftsbank bezweckt die Förderung gemeinnütziger oder 
sonst der Allgemeinheit dienender Initiativen durch Entgegennahme und Ge-
währung möglichst zinsgünstiger Gelder.  

b) Die Bank strebt ausreichend Gewinn zum Aufbau einer angemessenen Risiko-
reserve an.  Dies wird erreicht, indem die Zinssätze für die gewährten Kredite 
derart festgelegt werden, dass daraus die Zinsen der entgegengenommenen 
Gelder sowie die übrigen Kosten gedeckt und die notwendigen Wertberichti-
gungen und Rückstellungen gebildet werden können. Auf Gewinnmaximierung 
und auf Gewinne für Verzinsung der Genossenschaftsanteilscheine wird ver-

zichtet. 
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c) Folgende Bankgeschäfte und Dienstleistungen sind insbesondere Gegenstand 
des Unternehmens: 

- Entgegennahme von Fremdgeldern (Passivgeschäft); 

- Gewährung von Krediten und Darlehen (Aktivgeschäft); 

- Vermittlung und Betreuung von Direktkredit durch Zusammenführen von 
Kreditgebenden und Kreditnehmenden (Treuhanddarlehen). 

d) Die Bank kann Liegenschaften und Grundstücke erwerben, verkaufen und 
überbauen. 

e) Der Geschäftsbereich der Genossenschaft umfasst im Wesentlichen die 
Schweiz. Auslandsgeschäfte können getätigt werden. Der geografische Bereich 
ist im Geschäftsreglement konkretisiert. 

 

II. Stammkapital 

Art. 3  Anteilscheine 

1. Es werden Anteilscheine zu CHF 300.00, CHF 500.00, CHF 1'000.00, 
CHF 5'000.00 und CHF 10'000.00 ausgegeben.  

2. Sie lauten auf den Namen.  

3. Um die Substanz der Genossenschaft zu gewährleisten, werden Genossen-

schaftsanteilscheine grundsätzlich nicht zurückbezahlt.  

4. Sie können, insbesondere bei jedem Ende der Mitgliedschaft, nach vorheriger 

Einwilligung des Verwaltungsrates ganz oder teilweise an bisherige oder neue 
Mitglieder der Genossenschaft übertragen werden. 

5. Ergänzend können Anteilscheine ausgegeben werden zu CHF 300.00, 

CHF 500.00, CHF 1'000.00, CHF 5'000.00 und CHF 10'000.00, die rückzahlbar 
sind. Voraussetzung ist der Besitz eines nicht-rückzahlbaren Anteilscheines. 

6. Die Rückzahlung dieser rückzahlbaren Anteilscheine kann nur bei definitivem 

Austritt aus der Genossenschaft erfolgen. Zudem unterliegt die Rückzahlung 
folgenden gesetzlichen Bedingungen: 

– Die Rücknahme der rückzahlbaren Anteilscheine kann erst nach einer 

Sperrfrist von 4 Jahren nach dem definitiven Austritt aus der Genossen-
schaft erfolgen. 

– Die Rücknahme kann vom Verwaltungsrat jederzeit ohne Angaben von 
Gründen abgelehnt werden. 

– Die Rücknahme kann nur erfolgen, wenn die Eigenmittel der Bank den An-
forderungen der Bankenaufsicht genügen. 

Art. 3bis Beteiligungsscheine 

1. Neben dem Anteilskapital verfügt die Freie Gemeinschaftsbank über ein Be-
teiligungskapital im Sinne des Artikels 11 Abs. 2bis des Bundesgesetzes über 
Banken und Sparkassen («BankG») mit flexibler Höhe. 
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2. Der Verwaltungsrat entscheidet über die Ausgabe von neuen Beteiligungs-
scheinen. Er kann unter Einhaltung des in Art. 36 Abs. 1 lit. e des Bundesge-
setzes über die Finanzdienstleistungen genannten Grenzwerts laufend neue 
Beteiligungsscheine ausgeben und/oder solche zum Nominalwert zurückkau-
fen, um sie zum gleichen Preis wieder zu verkaufen, sie im Rahmen der ge-
setzlichen Bestimmungen als eigene Beteiligungsscheine zu halten oder sie 
zu vernichten. Die Inhaber:innen von Beteiligungsscheinen haben gegenüber 
der Genossenschaft keinerlei Anspruch auf Rückkauf. 

3. Beteiligungsscheine weisen einen Nominalwert von CHF 5'000 auf und wer-
den gegen Einlage ausgegeben; der Ausgabepreis entspricht dem Nominal-
wert. 

4. Die Beteiligungsscheine lauten auf den Namen ihrer Inhaberin oder ihres In-
habers. Sie sind vererbbar und – unter Vorbehalt der Zustimmung des Ver-
waltungsrats – übertragbar. 

5. Sowohl Mitglieder der Genossenschaft als auch aussenstehende natürliche 

oder juristische Personen können durch Neuzeichnung oder infolge einer 
Übertragung Beteiligungsscheine erwerben. In jedem Fall setzt ein rechts-
gültiger Erwerb jedoch die Zustimmung des Verwaltungsrats voraus. Der 
Verwaltungsrat kann die Zustimmung zum Erwerb ohne Angabe eines Grun-
des verweigern.  

6. Beteiligungsscheine begründen keine Mitgliedschaft in der Genossenschaft. 
Sie vermitteln ausschliesslich Vermögensrechte, jedoch keinerlei Mitglied-
schaftsrechte, insbesondere kein Stimmrecht. Es stehen den Inhaber:innen 
von Beteiligungsscheinen jedoch die Rechte gemäss Art. 14 und 14a BankG 
zu. 

7. Erwerbende von Beteiligungsscheinen haben den gesetzlichen Melde-, Nach-
weis- und Identifizierungspflichten gemäss Art. 14b BankG nachzukommen. 
Bei Nichteinhaltung der Meldepflicht ruhen ihre Vermögensrechte. 

8. Die Generalversammlung entscheidet jährlich über die Ausrichtung einer Di-
vidende auf den Beteiligungsscheinen. Gemäss Art. 14a Abs. 3 BankG sind 
Dividenden ausschliesslich aus dem Bilanzgewinn und aus dafür vorgesehe-
nen Reserven zulässig. 

 

III. Mitgliedschaft 

Art. 4  Mitglieder der Genossenschaft 

Mitglieder der Genossenschaft können sein: 

1. natürliche Personen und Personengesellschaften des In- und Auslandes;  

2. juristische Personen des In- und Auslandes. 

Art. 5  Beitritt 

Das Aufnahmegesuch ist der Geschäftsleitung schriftlich einzureichen. Über die Auf-
nahme entscheidet der Verwaltungsrat.  
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Art. 6  Ende der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft erlischt: 

a) bei natürlichen Personen durch den Tod; 

Erben, die in den Besitz der Anteilscheine gelangen, können mit Genehmigung 
des Verwaltungsrates in die Rechte und Pflichten des Verstorbenen eintreten; 

b) bei Personengesellschaften und juristischen Personen mit deren Auflösung; 

c) durch Austritt mit Brief an den Verwaltungsrat. Die Mitgliedschaft erlischt auf 
Anfang des folgenden Monats; 

d) durch Ausschliessung. 

Art. 7  Ausschliessung 

1. Ein Mitglied der Genossenschaft kann aus der Genossenschaft ausgeschlossen 
werden, wenn es die Interessen der Genossenschaft schädigt. 

2. Über den Ausschluss entscheidet der Verwaltungsrat. Er kann den Ausschluss 
ohne Angabe von Gründen beschliessen.  

3. Gegen den Entscheid des Verwaltungsrats kann innert dreissig Tagen Rekurs 
an die Generalversammlung erhoben werden. Der Rekurs ist beim Verwal-
tungsrat einzureichen. 

4. Im Falle des Ausschlusses ist der Verwaltungsrat bemüht, die Rückzahlung der 
Anteilscheine durch Übertragung an ein oder mehrere Mitglieder der Genos-
senschaft zu ermöglichen. 

 

IV. Rechte und Pflichten der Genossenschafterinnen und 

Genossenschafter 

Art. 8  Rechte und Pflichten  

1. Jedes Mitglied der Genossenschaft hat das Recht, 

a) an den Generalversammlungen teilzunehmen und das Stimmrecht auszu-

üben; 

b) bis spätestens zehn Tage vor der Generalversammlung eine Kopie der Jah-
resrechnung, des Geschäftsberichts und des Berichts der Revisionsstelle zu 
verlangen. 

2. Jedes Mitglied der Genossenschaft ist verpflichtet, vor seiner Aufnahme min-
destens einen nicht-rückzahlbaren Anteilschein von CHF 300.00 zu erwerben. 

3. Der Genossenschaft gegenüber gilt die im Anteilscheinregister eingetragene 
Person als legitimiert, die mit dem Anteilschein verbundenen Rechte auszu-
üben. 

Art. 9  Ausschluss der persönlichen Haftung 

Die persönliche Haftung der Genossenschafterinnen und Genossenschafter für Ver-

bindlichkeiten der Genossenschaft ist ausgeschlossen. Für diese Verbindlichkeiten 
haftet nur das Genossenschaftsvermögen. 
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V. Organisation der Genossenschaft 

Art. 10  Organe 

Die Organe der Genossenschaft sind: 

1. Die Generalversammlung (Abschnitt A) 

2. Der Verwaltungsrat (Abschnitt B) 

3. Die Geschäftsleitung (Abschnitt C) 

4. Die Revisionsstelle (Abschnitt D) 

A) Generalversammlung 

Art. 11  Befugnisse 

Der Generalversammlung stehen folgende Befugnisse zu: 

a) Änderung der Statuten; 

b) Wahl und Abberufung des Verwaltungsrates und seiner Präsidentin oder sei-
nes Präsidenten; 

c) Wahl und Abberufung der Revisionsstelle; 

d) Genehmigung des Geschäftsberichtes und der Jahresrechnung, gegebenen-
falls Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns sowie Entlas-
tung des Verwaltungsrates; 

e) Beschlussfassung über die Gegenstände, die der Generalversammlung durch 
das Gesetz oder die Statuten vorbehalten sind; 

f) Beschlussfassung über die Auflösung und Fusion der Genossenschaft und 
über die Verwendung des Liquidationsüberschusses (Art. 24 und 25), Bestel-
lung und Abberufung der Liquidatoren. 

Art. 12 Einberufung 

1. Die ordentliche Generalversammlung findet jährlich einmal, spätestens vier 
Monate nach Abschluss des Geschäftsjahres, statt. 

2. Ausserordentliche Generalversammlungen können jederzeit einberufen wer-
den, wenn es der Verwaltungsrat oder die Revisionsstelle als notwendig er-
achten. 

Eine ausserordentliche Generalversammlung muss einberufen werden, wenn we-
nigstens 10 % der Genossenschafterinnen und Genossenschafter die Einberufung 
verlangen. 

Art. 13  Einladung, Verhandlungsgegenstände 

1. Die Generalversammlung wird durch die Präsidentin oder den Präsidenten 

durch einfachen Brief an die im Anteilscheinregister eingetragenen Adressen 
einberufen. 
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2. Die Einladung hat mindestens drei Wochen vor dem Versammlungstage zu 
erfolgen, wobei die Traktanden bekannt zu geben sind. 

3. Über Traktanden, die nicht in dieser Weise angekündigt worden sind, kann 
nicht Beschluss gefasst werden. Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des 
Obligationenrechts. 

4. Die Präsidentin oder der Präsident des Verwaltungsrates, bei deren oder des-
sen Verhinderung die stellvertretende Person oder ein von ihnen bestimmtes 
Mitglied des Verwaltungsrates, leitet die Generalversammlung. 

Art. 14  Stimmrecht, Vertretung und Beschlussfassung 

1. Jedes Mitglied der Genossenschaft hat eine Stimme, ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Anteilscheine. 

2. Bei der Ausübung seines Stimmrechtes kann sich ein Mitglied der Genossen-
schaft auf Grund einer schriftlichen Vollmacht durch ein anderes Mitglied der 
Genossenschaft vertreten lassen, doch können die Bevollmächtigten nicht 
mehr als ein Mitglied der Genossenschaft vertreten. 

3. Juristische Personen stimmen durch ihre Organvertreter. Ihre Handlungsvoll-
macht ist nachzuweisen. Personen, die in mehreren juristischen Personen 
Organvertreter sind, können maximal zwei Stimmen auf sich vereinigen. Ju-
ristische Personen können sich auch durch ein Mitglied der Genossenschaft 
vertreten lassen.  

4. Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen, 
soweit das Gesetz oder die Statuten es nicht anders bestimmen, mit absolu-
ter Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

5. Für die Abänderung der Statuten bedarf es der Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen. Für die Auflösung und Fusion gelten die Bestim-
mungen von Art. 24 dieser Statuten. 

6. Die Stimmabgabe erfolgt grundsätzlich offen. Geheime Wahlen oder Abstim-
mungen erfolgen, wenn wenigstens 10 % der anwesenden Mitglieder der 
Genossenschaft es verlangen. 

B) Verwaltungsrat 

Art. 15  Zusammensetzung und Amtsdauer 

1. Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern, die auf die 
Dauer von vier Jahren von der Generalversammlung gewählt werden. Die 
Mitglieder sind wieder wählbar. An der auf die Vollendung des 72. Altersjah-
res folgenden Generalversammlung erlischt das Mandat. 

2. Die Mitglieder des Verwaltungsrates berücksichtigen bei ihrer Tätigkeit die 
Anregungen Rudolf Steiners in Bezug auf die Dreigliederung des sozialen Or-
ganismus im Allgemeinen und auf Kapital und Geldprozesse im Speziellen, 
die sich jedes Mitglied des Verwaltungsrates durch Studium der Geisteswis-
senschaft Rudolf Steiners und entsprechende Lebenspraxis erworben hat. 
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3. Es ist darauf Bedacht zu nehmen, dass jedes Mitglied des Verwaltungsrates 
über genügend bankfachliche Kenntnisse, Erfahrung und zeitliche Verfügbar-
keit verfügt. Beide Geschlechter sollen im Verwaltungsrat vertreten sein. 

4. Die Präsidentin oder der Präsident wird durch die Generalversammlung ge-
wählt. Im Übrigen konstituiert sich der Verwaltungsrat selbst. 

Art. 16  Aufgaben 

1. Der Verwaltungsrat wird nach Bedarf, mindestens jedoch viermal jährlich, 
durch die Präsidentin oder den Präsidenten oder deren/dessen Stellvertre-
tung einberufen. 

2. Dem Verwaltungsrat obliegt die Oberleitung und Aufsicht über die Geschäfte 
der Genossenschaft. Er ist insbesondere verpflichtet: 

a) Die Geschäftsleitung zu bestellen. 

b) Das Geschäftsreglement und die Allgemeinen Geschäftsbedingungen zu 
erlassen. 

c) Die Geschäfte der Generalversammlung vorzubereiten und deren Be-

schlüsse durchzuführen. 

d) Die mit der Geschäftsleitung und Vertretung Beauftragten im Hinblick auf 
die Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, der Statuten und des Ge-
schäftsreglements zu überwachen und sich über den Geschäftsgang re-
gelmässig unterrichten zu lassen. 

e) Über die Errichtung oder Aufhebung von Vertretungen zu beschliessen. 

f) Den Höchstkredit festzusetzen, der einem Kreditnehmenden gewährt 
werden darf.  

g) Über die Ausgabe von Anteil- und von Beteiligungsscheinen, über die Zu-
stimmung zum Erwerb von Anteilscheinen und Beteiligungsscheinen in-
folge Neuzeichnung oder Übertragung und über eine Rücknahme bzw. ei-
nen Rückkauf von rückzahlbaren Anteilscheinen und von Beteiligungs-
scheinen zu beschliessen. 

3. Der Verwaltungsrat kann Ausschüsse einrichten und ihnen Aufgaben delegie-
ren, sofern er aus mindestens fünf Mitgliedern besteht.  

4. Der Verwaltungsrat kann ein Kreditgremium einrichten und diesem Kompe-
tenzen für die Bewilligung von Krediten einräumen. Die Mitglieder dieses 
Gremiums werden vom Verwaltungsrat berufen. 

5. Im Übrigen fallen dem Verwaltungsrat alle Kompetenzen zu, die nicht durch 
das Gesetz oder die Statuten einem anderen Organ übertragen sind. 

Art. 17  Beschlussfassung 

1. Zur Beschlussfähigkeit des Verwaltungsrates bedarf es der Anwesenheit der 
Mehrheit seiner Mitglieder. Wahlen und Abstimmungen erfordern das abso-
lute Mehr der anwesenden Verwaltungsratsmitglieder. 
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2. Beschlüsse können für Routineangelegenheiten oder Entscheidungen mit er-
höhter Dringlichkeit auch auf dem Wege der schriftlichen Zustimmung zu ei-
nem gestellten Antrag gefasst werden. Der Antrag gilt als angenommen, 
wenn die absolute Mehrheit des Verwaltungsrates ihm zustimmt und kein 
Mitglied die mündliche Beratung verlangt. 

3. Über die Verhandlungen und Beschlüsse ist ein Protokoll zu führen, das vom 
Protokollführer und von der Präsidentin oder vom Präsidenten zu unterzeich-
nen ist.  

Art. 18  Zeichnungsberechtigung 

Der Verwaltungsrat bezeichnet die zur Vertretung der Genossenschaft befugten 
Personen. Diese zeichnen je kollektiv zu zweien. 

C) Geschäftsleitung 

Art. 19  Berufung und Aufgabe 

Die Geschäftsleitung wird vom Verwaltungsrat berufen und untersteht dessen Auf-
sicht. Ihr obliegt die Geschäftsführung und die Weiterentwicklung des Bankbetriebs. 
Sie führt die Geschäfte der Bank innerhalb der geltenden allgemeinen und banken-
rechtlichen Gesetzgebung, der Statuten und der im Geschäftsreglement bezeichne-
ten Pflichten und Befugnisse. 

D) Revisionsstelle 

Art. 20  Anforderung, Amtsdauer und Aufgaben 

1. Die obligationenrechtliche Revisionsstelle ist eine für Bankprüfungen zuge-
lassene Gesellschaft. 

2. Sie wird auf die Dauer von einem Jahr durch die Generalversammlung ge-
wählt. 

3. Die Revisionsstelle hat die Jahresrechnung der Genossenschaft, die von ihr 
eingegangenen Verpflichtungen und die dafür bestehenden Sicherheiten zu 
prüfen und der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag 
vorzulegen.  

 

VI. Rechnungsabschluss 

Art. 21  Jahresrechnung 

1. Das Geschäftsjahr endet jeweils auf den 31. Dezember. 

2. Für die Aufstellung der Jahresrechnung sind die Vorschriften des Schweizeri-
schen Obligationenrechtes und der finanzmarktrechtlichen Gesetzgebung 
massgebend. 
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Art. 22  Verwendung eines Bilanzgewinns 

1.  Über die Verwendung eines allfälligen Bilanzgewinnes beschliesst die Gene-
ralversammlung auf Antrag des Verwaltungsrates. 

2.  Die Anteilscheine werden im Hinblick auf die gemeinnützigen Aufgaben der 
Genossenschaft nicht verzinst. 

 

VII. Schlussbestimmungen 

Art. 23  Mitteilungen und Bekanntmachungen 

Mitteilungen und Bekanntmachungen an die Mitglieder der Genossenschaft erfolgen 
durch Brief an die im Anteilscheinregister eingetragenen Adressen. Soweit das Ge-
setz Bekanntmachungen vorschreibt, erfolgen sie im Schweizerischen Handelsamts-
blatt. 

Art. 24  Auflösung und Fusion 

1. Auflösung, Fusion und Beschlussfassung über die Verwendung eines Liquida-
tionsüberschusses der Genossenschaft können in einer Generalversammlung 
beschlossen werden, in der wenigstens zwei Drittel sämtlicher Mitglieder der 
Genossenschaft vertreten sind und zwei Drittel der Stimmen für die Auflö-
sung oder Fusion abgegeben werden. 

2. Sind an der ersten Generalversammlung nicht zwei Drittel sämtlicher Mitglie-
der der Genossenschaft vertreten, so entscheiden in einer zweiten General-
versammlung, die frühestens vier Wochen nach der ersten stattfinden kann, 
zwei Drittel der abgegebenen Stimmen. 

3. Die Liquidation ist durch die von der Generalversammlung gewählten Liqui-
datoren nach den gesetzlichen Vorschriften durchzuführen. 

Art. 25  Verwendung eines Liquidationsüberschusses 

Nach durchgeführter Liquidation ist das vorhandene Vermögen wie folgt zu verwen-
den: 

a) Die Anteilscheine und die Beteiligungsscheine werden höchstens zu ihrem 
Nominalbetrag zurückvergütet. 

b)  Reservefonds und Überschuss sind einer gemeinnützigen Institution zuzu-
führen. 

Art. 26  Inkrafttreten 

Vorliegende Statuten wurden an der Gründungsversammlung vom 29. April 1984 

genehmigt und in Kraft gesetzt. Änderungen der Statuten traten am 27.4.1996, am 
12.8.1999, am 29.4.2006, am 24.4.2010, am 27.4.2013, am 25.4.2015 und am 
29.4.2023 in Kraft. 
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